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Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement
Eidgendssisches Finanzdepartement

Eidgendssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
Sport

Organisation der Vereinten Nationen

Organisation fir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
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Schweizerischer Bauernverband

Schweizerischer Arbeitgeberverband

Fédération des Entreprises Romandes

Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fir Analyse und
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Schweizer Schiesssportverband

Schweizerischer Bluchsenmacher- und Waffenfachhandlerverband
Waffengesetz

Schweizerische Offiziersgesellschaft

Interessengemeinschaft Schiessen Schweiz

Bundesamt flr Polizei

Schweizerischer Bauerinnen- und Landfrauenverband
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DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
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ONU Organisation des Nations unies

OSCE Organisation pour la sécurité et la coopération en Europe

LRens Loi sur le renseignement

ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre

EPF Ecole polytechnique fédérale

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
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DéICDG Délégation des Commissions de gestion
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Feédération des médecins suisses

Union syndicale suisse

Département fédéral des affaires étrangeres
Union suisse des arts et métiers
L'Organisation du traité de I'Atlantique nord
Conférence des gouvernements cantonaux
Fédération des Eglises protestantes de Suisse
Groupe pour une Suisse sans Armée
Communauté européenne

Economiesuisse (ancienne Union suisse du commerce et de I'industrie)
Union Suisse des Paysans

Union Patronale Suisse

Fédération des Entreprises Romandes

Service de renseignement de la Confédération

(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Fédération sportive suisse de tir

Association suisse des armuriers et negociants d'armes specialisés
Loi sur les armes

Société Suisse des Officiers

Communauté d'intérét du tir suisse

Office fédéral de la police

Union suisse des paysannes et des femmes rurales

Interpol OIPC Organisation Internationale de Police Criminelle

CCDJP

CJUE

Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

Cour de justice de I'Union européenne (anciennement Cour de justice
des Communautés européennes CJCE)
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.09.2016
KARIN FRICK

BERICHT
DATUM: 30.11.2016
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Bei einer Stimmbeteiligung von knapp 43 Prozent nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am  25. September 2016 das Bundesgesetz iiber den
Nachrichtendienst (NDG) mit 65.5 Prozent Ja-Stimmen an. Das Resultat fiel damit noch
deutlicher aus, als es die im Vorfeld durchgefihrten Umfragen erwarten liessen. In
keinem einzigen Kanton resultierte eine Nein-Mehrheit. Die geringste Zustimmung
erfuhr das NDG im Kanton Basel-Stadt mit 55 Prozent. Am héchsten fiel die
Zustimmung mit gut 74 Prozent im Kanton Waadt aus, gefolgt von Nidwalden mit gut 70
Prozent. In allen anderen Kantonen bewegte sich der Ja-Anteil zwischen 60 und 70
Prozent, wobei sich keine nennenswerten Unterschiede zwischen den Landesteilen
oder zwischen Stadt und Land zeigten.

Bundesrat Guy Parmelin, der hiermit seine Feuerprobe als neuer Verteidigungsminister
vor dem Stimmvolk souveran bestanden hatte, zeigte sich sehr zufrieden mit dem
Ausgang der Abstimmung. Die Schweiz erhalte damit moderne Mittel, um auf aktuelle
Bedrohungen zu reagieren, sagte er gegenlber den Medien. Auch das Ja-Komitee zeigte
sich erfreut, dass es gelungen sei, die Angste vor der Masseniberwachung zu
entkraften. Die Presse deutete das Resultat entsprechend als Vertrauensbeweis der
Stimmbevolkerung in den Staat. Das unterlegene Nein-Lager kiindigte unterdessen an,
nun auf die transparente Kontrolle des NDB zu pochen und die vom Bundesrat
kommunizierte Zahl von rund zehn Uberwachungsfallen pro Jahr genau im Auge zu
behalten.

In Kraft treten wird das neue NDG am 1. September 2017. Bis dahin gebe es noch viel zu
tun, erkléarte der Verteidigungsminister. So musse der NDB organisatorisch und
technisch auf seine neuen Befugnisse ausgerichtet werden, denn mit diesen
Anpassungen habe man bis zur Abstimmung zugewartet. Die personelle Aufstockung des
NDB um 20 Stellen solle bis 2019 schrittweise erfolgen. Moglichst zeitnah musse zudem
die neue unabhangige Aufsichtsbehdrde eingerichtet werden, deren Leitung der VBS-
Chef bis Ende Jahr ernennen werde. Die Aufsicht solle dann - wie auch die
Sicherheitspolitischen Kommissionen der eidgendssischen Rate und die GPDel -
bereits in die Ausarbeitung der Verordnungen zur Konkretisierung des NDG einbezogen
werden, die der Bundesrat Anfang 2017 in die Vernehmlassung schicken wolle.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 42.94%
Ja: 1'459'068 (65.5%)
Nein: 768'065 (34.5%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EDU (1*), EVP (1*), FDP, FP, KVP, SVP (1*); KKJPD, Economiesuisse
- Nein: GP, PdA, Piratenpartei, SD, SP (2*); GSoA, Digitale Gesellschaft, Syndicom
- Stimmfreigabe: GLP (4*)

* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen '

Die Stimmbeteiligung lag bei der Abstimmung zum Nachrichtendienstgesetz mit knapp
43 Prozent unter dem Durchschnitt der vergangenen 20 Jahre, wie die VOTO-Studie
zum Urnengang vom 25. September 2016 aufzeigte. Im Gegensatz etwa zu den
Abstimmungen vom 28. Februar 2016, als unter anderem die Entscheidung zur
Durchsetzungsinitiative geféllt wurde, habe dem Abstimmungssonntag im Herbst ein
«Mobilisierungmotor» gefehlt, stellten die Autoren fest. Selbst von den nach eigenen
Angaben fast immer Teilnehmenden waren im September 2016 nur rund drei Viertel an
die Urne gegangen, obwohl drei von vier befragten Stimmenden sowohl dem NDG als
auch der gleichzeitig dem Volk vorgelegten «AHVplus»-Initiative eine hohe persénliche
Bedeutung beimassen.

Die Parteiparolen hatten eigentlich auf einen klassischen Links-Rechts-Konflikt
hingedeutet; einen solchen konnte die Studie im Stimmverhalten jedoch nicht
nachzeichnen. Wéhrend bei denjenigen Befragten, die sich selbst links aussen
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 01.04.2009
HANS HIRTER

einstuften, nur rund ein Drittel dem NDG zustimmte, erreichte die Vorlage im
gemassigt-linken Lager bereits 60 Prozent Zustimmung. Bei den grosseren Parteien
stimmte nur die Anhéngerschaft der Griinen mehrheitlich (61%) gegen das NDG. Von
den SP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten legten hingegen 57 Prozent ein Ja in
die Urne, womit nur eine Minderheit der Basis der Parteiparole folgte. Bei der GLP, die
sich schon im Vorfeld tief gespalten gezeigt und daher Stimmfreigabe beschlossen
hatte, stimmten rund zwei Drittel der Anhangerschaft Ja. Die hochste Zustimmung
erreichte die Vorlage mit einem Ja-Anteil von 86 Prozent bei den Sympathisantinnen
und Sympathisanten der CVP. Bei der FDP und der SVP sprachen sich je rund drei
Viertel der Anhangerinnen und Anhanger fur das NDG aus, womit das Gesetz mit 65.5
Prozent insgesamt fast eine Zweidrittelmehrheit in der Stimmbevdlkerung erreichte.
Jiingere sprachen sich haufiger gegen das Gesetz aus als Altere. Bei den Unter-40-
Jahrigen erzielte die Vorlage keine Ja-Mehrheit, wohingegen die Uber-70-Jéhrigen zu
fast 80 Prozent zustimmten. Unabhangig vom Alter stimmten auch internetaffine
Personen eher Nein als solche, die das Internet weniger nutzen. In Zusammenhang mit
dem Stimmentscheid standen ausserdem das Vertrauen in die Regierung und die
Haltung zur Armee, wobei ein hdheres Regierungsvertrauen und eine positivere Haltung
zur Armee mit einer wahrscheinlicheren Zustimmung zum NDG einhergingen. Des
Weiteren stimmten jene, denen der Entscheid leicht gefallen war, haufiger Ja als jene,
die sich mit dem Stimmentscheid schwer taten. Dies deuteten die Autoren
dahingehend, dass einerseits die Beflrworterinnen und Beflrworter von ihrer Sache
Uberzeugter waren und weniger zweifelten als die Gegnerinnen und Gegner und/oder
dass sich andererseits die Unentschlossenen im Zweifelsfall eher fur den Status quo
entschieden als flr das neue Gesetz.

Das dominierende Motiv fir die Zustimmung zum NDG war der Bezug auf die aktuelle
Sicherheitslage, in der es das NDG brauche. 80 Prozent der Ja-Stimmenden
begrindeten ihren Stimmentscheid damit. Andere Motive, etwa dass man als
unbescholtener Birger oder unbescholtene Birgerin vom NDG nichts zu beflirchten
habe, wurden demgegentber nur selten genannt. Fur die Nein-Stimmenden gab primar
der starke Eingriff in die Grundrechte den Ausschlag, der von Uber der Hélfte der Nein-
Stimmenden als Motiv angegeben wurde. Am zweitmeisten genannt wurde als Motiv fur
ein Nein die Wahrnehmung, dass das Gesetz ineffektiv oder unnétig sei, weil es keine
Terroranschlége verhindere. Explizit Bezug auf einen neuen Fichenskandal oder einen
Uberwachungsstaat nahmen unterdessen nur wenige und 9 Prozent der Nein-
Stimmenden konnten ihren Entscheid nicht begrinden (gegeniuber 4% der Ja-
Stimmenden).

Sehr grossen Anklang in der Stimmbevdlkerung fand das Argument, dass die Schweiz fur
den Kampf gegen den Terrorismus einen starken Nachrichtendienst brauche. Wahrend
die Ja-Stimmenden diesem Argument fast einhellig beipflichteten, zeigte sich auch eine
Mehrheit der Nein-Stimmenden damit einverstanden. Die Ja-Stimmenden fanden indes
grossmehrheitlich auch, dass man fur die Sicherheit gewisse Einschrankungen der
personlichen Freiheit in Kauf nehmen misse, was die Nein-Stimmenden mehrheitlich
ablehnten. Eine knappe Mehrheit aller Stimmenden - damit auch fast die Halfte der Ja-
Stimmenden - hielt zudem nach einer Annahme des NDG Massentberwachungen ohne
klare Verdachtsmomente fiur méglich. Die noch gréssere Resonanz erzeugte bei den
Nein-Stimmenden aber das Argument, dass die Schweiz bereits Uber die notigen
rechtlichen Mittel zur Terrorismusbekampfung verfige.

Die Zustimmung zum NDG sei somit vor allem ein Entscheid fUr mehr Sicherheit
gewesen, fur die man notigenfalls auch Einschrankungen der personlichen Freiheit
hinzunehmen bereit sei, bilanzierten die Autoren. ?

Datenschutz und Statistik

Am 17. Mai fand die Volksabstimmung Uber die mit einem Referendum bekédmpfte
Einflihrung der biometrischen Passe statt. Hauptkritikpunkt der Gegner war die
Aufnahme der Daten in eine bereits existierende zentrale Datenbank Uber die
ausgestellten Ausweise. Diese zentralisierte Datenbank ist fur die Schengen-
Mitgliedstaaten nicht vorgeschrieben und beispielsweise Deutschland verzichtet
darauf. Insbesondere die Linke kritisierte diese Erfassung der Passinformationen und
der biometrischen Kennzeichen wie Fingerabdricke in einer zentralen Datenbank als
~Zwangsfichierung®. Beflirchtungen in Bezug auf ungentigenden Datenschutz bei dieser
beim Bundesamt flr Polizei angesiedelten Datenbank bewogen auch viele Printmedien
(unter anderem Bund, NZZ und SGT), eine Ablehnung des Gesetzes zu empfehlen.
Daneben wurde von den Gegnern auch bemangelt, dass der Bundesrat erméachtigt wird,
spater auch fur die Identitatskarte die Aufnahme biometrischer Merkmale
vorzuschreiben. Ein dritter Kritikpunkt betraf die Zentralisierung der kantonalen
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.05.2009
HANS HIRTER

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS

DATUM: 25.10.1990

HANS HIRTER

Passausgabestellen. Von Beflrworterseite wurde die Sicherheit der neuen Péasse ins
Feld gefuhrt und auf die Erschwernisse im Reise- und Geschéaftsverkehr hingewiesen,
wenn bei der Nichteinflhrung der neuen Passe Schweizer wieder ein Visum brauchten,
um in die USA einzureisen. Die SP und die GP hatten die Einfihrung der biometrischen
Passe im Parlament bekdmpft und empfahlen ein Nein. Bei den Gegnern waren, wie
schon bei der Unterschriftensammlung fur das Referendum, die Jungparteien
besonders aktiv. Mit Ausnahme der Jungen CVP beteiligten sich alle Jungparteien an
einem gemeinsamen Auftritt gegen den Bundesbeschluss. Der Jungen SVP gelang es
sogar, ihre Mutterpartei, die noch im Nationalrat die Vorlage knapp unterstitzt hatte,
von der Nein-Parole zu Uberzeugen. Nur gerade zwei SVP-Kantonalparteien wichen
davon ab. Die Jungfreisinnigen gaben, im Gegensatz zur Mutterpartei, die Nein-Parole
aus.®

Am 17. Mai nahm das Volk den Bundesbeschluss mit 953'173 Ja zu 947'493 Nein &usserst
knapp an. Am deutlichsten fiel die Zustimmung im Kanton Luzern mit 58% aus, am
deutlichsten war die Ablehnung im Jura mit 56% Nein. Die in der Geschichte der
nationalen Volksabstimmungen zweitkleinste Differenz zwischen der Anzahl Ja- und
Nein-Stimmen (5780) I6ste Hunderte von Beschwerden mit der Forderung einer
Neuauszéhlung aus. Da aber nirgendwo konkrete Unregelméssigkeiten moniert wurden,
blieben sie erfolglos. Geméss der Vox-Analyse waren die Zweifel an der Datensicherheit
bei einer zentralen Speicherung der Passinformationen das wichtigste Motiv fur die
Nein-Stimmenden gewesen. Unterschiede im Stimmverhalten liessen sich kaum
feststellen. So opponierten Junge, trotz des Einsatzes der Jungparteien nicht mehr
gegen die neuen Pésse als éltere Personen, und auch die Bildung und die Sprachregion
spielten keinen Einfluss.

Abstimmung vom 17. Mai 2009

Beteiligung: 45,2%
Ja: 953"173 (60,1%)
Nein: 947'493 (49,9%)

Parolen: Ja: FDP, CVP (2)*, EVP (1)*, BDP; economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SVP (2)*, SP (1)*, GP, CSP, EDU, SD, Lega, FPS, PdA; Travail.Suisse.
Stimmfreigabe: GLP.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *

Innere Sicherheit

Ende Oktober 1990 gab Bundesprasident Koller eine Verordnung iiber den Staatsschutz
welche als Ubergangsldsung bis zum Entscheid liber ein Staatsschutzgesetz gedacht ist,
in die Vernehmlassung. Sie sieht vor, dass sich die praventive Polizeitatigkeit auf die
Bereiche Terrorismus, Spionage und organisiertes Verbrechen beschranken muss. Mit
der politischen Aktivitat von Personen darf sich der Staatsschutz nur noch befassen,
wenn der konkrete Verdacht besteht, dass dabei strafbare Handlungen (wie zum
Beispiel Gewalt gegen Personen oder Sachen) vorbereitet oder begangen werden. Die
CVP lehnte die Verordnung ab, da sie unter anderem ohne gesetzliche Grundlage in die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eingreife und zudem einige wichtige
Fragen offen lasse. Sie empfahl als Ubergangslésung den Erlass eines befristeten
dringlichen Bundesbeschlusses. Auch die SP und die GP wiesen den
Verordnungsentwurf mit dem Argument zurilick, dass er sich auf keine gesetzlichen
Grundlagen stutzen kénne. Wahrend die FDP ebenfalls Einwande vorbrachte, konnte
sich immerhin die SVP mit der Verordnung einverstanden erkléaren, falls der Bundesrat
bereit sei, dem Parlament so rasch als moglich eine Regelung auf Gesetzesebene
vorzulegen. ®
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HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 20.11.2003
HANS HIRTER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 156.06.2007
HANS HIRTER

Die Reaktionen fielen vor allem in bezug auf die beiden Kernpunkte, die Einfiihrung der
strafrechtlichen Verantwortung von Unternehmen bzw. des Begriffs der kriminellen
Organisation zum Teil sehr negativ aus. Wahrend die FDP beide Neuerungen
beflirwortete, sprachen sich der Vorort, die Bankiervereinigung, die SVP, die CVP und
mit Einschréankungen auch die SP gegen die Bestrafung von Unternehmen aus.
Namentlich die SP kritisierte den neuen Straftatbestand der Unterstitzung von
kriminellen Organisationen. Sie beflirchtet, dass damit Personen bloss aufgrund ihrer
Gesinnung belangt wirden und die Bestimmungen auch gegen Sympathisanten
bestimmter politischer Organisationen verwendet werden kénnten.

Der vom Bundesrat im Herbst 1991 in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf fiir ein
Staatsschutzgesetz erzeugte kein besonders positives Echo. Nach Ansicht der FDP
sollte sich dieses Gesetz auf die Regelung der Informationsbeschaffung und
-verarbeitung zu praventiven Zwecken beschrénken und die prozessualen
Ermittlungstatigkeiten ausklammern. Die CVP und die SVP verlangten eine
Uberarbeitung im Sinne einer praziseren Definition der Aufgaben des Staatsschutzes
und einer besseren Kompetenzausscheidung zwischen Bund und Kantonen. Die SP -
und mit ahnlichen Argumenten auch die GP - lehnten den Entwurf als rechtlich
UberflUssig und begrifflich unklar ab, da Tatbestande wie Terrorismus und organisiertes
Verbrechen im Strafgesetz bereits ausreichend erfasst seien. Bundesrat Koller kiindigte
an, 1993 einen Uberarbeiteten Entwurf vorzulegen, worin namentlich die Aufgaben des
Staatsschutzes praziser umschrieben werden sollen. ’

In Erfullung eines im Vorjahr vom Nationalrat Uberwiesenen Postulats der CVP-Fraktion
(Po. 93.3347) legte der Bundesrat eine Zusatzbotschaft vor, in welcher er die Schaffung
einer kriminalpolizeilichen Zentralstelle zur Bekampfung des organisierten
Verbrechens beantragte. Eigene Ermittlungen soll diese allerdings nicht anstellen
durfen, da dies - mit Ausnahme der Drogen- und Sprengstoffdelikte - Sache der
Kantone ist. Sie soll die Arbeit der flur die Strafverfolgung zustandigen kantonalen
Behorden koordinieren und zudem - unter Einhaltung von préazisen Datenschutzregeln
- auch Informationen beschaffen und verwalten sowie den Kontakt mit ausléndischen
Stellen pflegen. Zur Erfullung dieser letzten Aufgabe ist u.a. vorgesehen, schweizerische
Polizeibeamte als fixe Verbindungsleute nach Lyon (Interpol) und nach Washington zu
entsenden. Beim Datenschutz orientierte sich der Bundesrat am deutschen Modell, das
fur die Gewahrung von Einsichtsrechten ein besonderes Interesse und den Hinweis auf
konkrete Sachverhalte, die zu einem unrechtméssigen Eintrag hatten flhren kénnen,
verlangt. ®

Nach der sehr kontrovers ausgefallenen Vernehmlassung zum Vorentwurf fir eine
Revision des Waffenrechts beschloss das EJPD, zu einigen besonders umstrittenen und
seiner Ansicht nach auch missverstandenen Punkten im Herbst eine zweite
Vernehmlassung durchzufihren. Diese zweite Konsultation fiel aber nicht positiver aus
als die erste. Namentlich die SVP und die FDP, aber mit Einschrankungen auch die CVP,
lehnten das vorgesehene Waffenregister weiterhin als blrokratischen Leerlauf ab, der
nichts zur Verbesserung der Sicherheit werde beitragen kénnen. ?

Im Juni legte der Bundesrat dem Parlament seinen Entwurf flr eine Revision des
Staatsschutzgesetzes (Bundesgesetz Uber Massnahmen zur Wahrung der inneren
Sicherheit) vor. Die darin vorgesehenen zusatzlichen Mittel der
Informationsbeschaffung begriindete er auch mit der in den letzten Jahren erhéhten
Wahrscheinlichkeit, dass auch die Schweiz Ziel von .islamistisch motivierten
Terroranschldgen™ werden kénnte. Die in der Vernehmlassung am meisten umstrittenen
Anderungen, die praventive Uberwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs, das
Abhéren und Beobachten von Privatrdumen sowie das Durchsuchen von
Computersystemen bei Verdacht auf Terrorismus, internationalen Waffenhandel oder
Spionage, wurden beibehalten. Die Anordnung dieser aussergewdhnlichen Massnahmen
erfordert eine doppelte, richterliche und politische Kontrolle, welche durch das
Bundesverwaltungsgericht einerseits und die Vorsteher von EJPD und VBS andererseits
ausgelbt wird. Der Justizminister soll zudem die Kompetenz erhalten, Tatigkeiten zu
verbieten, die terroristische oder gewalttatige Aktivitaten fordern oder die innere oder
aussere Sicherheit des Staates gefahrden. Der Bundesrat méchte zudem die in den
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letzten Jahren mehr als einmal umstrittene Tatigkeit von Informanten des
Inlandnachrichtendienstes beim Bundesamt flr Polizei (DAP, Dienst flir Analyse und
Préavention) auf eine sicherere rechtliche Basis stellen. Dazu gehéren einerseits
Vorschriften Uber die Entschadigung dieser Agenten, andererseits aber auch
Massnahmen zu ihrem Schutz vor Repressalien durch die Ausstattung mit einer
Tarnidentitat. In ersten Reaktionen sprachen sich die Linke und die SVP gegen, die CVP
und die FDP fur die vorgeschlagenen Massnahmen aus.

Im Februar kam die 2007 von verschiedenen linken Organisationen lancierte
Volksinitiative «Fiir den Schutz vor Waffengewalt>» zur Abstimmung. Die Initiative
forderte ein Verbot der privaten Aufbewahrung von besonders geféhrlichen Waffen,
einen Bedarf- und Fahigkeitsnachweis sowie die Einflihrung eines nationalen
Waffenregisters. Das Initiativkomitee, das das Sturmgewehr im Kleiderschrank als Relikt
des Kalten Krieges ansah, erhoffte sich mit der Neuregelung eine verbesserte Suizid-
und Gewaltpravention. Nachdem 2010 bereits beide Rate und der Bundesrat die
Ablehnung der Initiative empfohlen hatten, bekédmpfte eine breite blrgerliche Allianz
aus SVP, FDP, CVP, BDP, EDU, Schweizer Demokraten, Gewerbeverband, Bauernverband
und Schiessverband die Waffen-Initiative. Die Gegner der Initiative beflirchteten vor
allem die Opferung traditioneller Werte zugunsten einer Scheinsicherheit. Die Initiative
wirde Zeichen eines Misstrauens in die Verantwortlichkeit der Blrger darstellen.
Getroffen wirden zudem jene, die verantwortungsvoll mit Waffen umgingen -
Verbrecher wirden sich hingegen nicht an die Regelung halten. Der BDP-Prasident
Hans Grunder sah in der Initiative sogar das versteckte Ziel der Abschaffung der Armee.
Auch rechneten die Gegner mit erheblichen administrativen Mehrkosten.

Die Initiative wurde am 13. Februar 2011 an der Urne mit 56,3%-Nein-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung  von  49,2% verworfen. Dabei wurden die bereits im
Abstimmungskampf sichtbaren Graben bestatigt. Die grosste Zustimmung fand die
Initiative in der Westschweiz: Genf (61%), Basel-Stadt (58,9%), Waadt (53,7%),
Neuenburg (53,2%) und Jura (52%), aber auch Zirich (50,4%) nahmen die Initiative an.
Die Gegner der Initiative konzentrierten sich in der Zentral- und Ostschweiz: Appenzell
Innerrhoden (72,3%), Obwalden (71,9%), Schwyz (70,9%) und Uri (70,6%). Die Vox-
Analyse zeigte, dass den Stimmburgern die Entscheidung leicht fiel und viele sich frih
positionierten. Dabei hing der Stimmentscheid stark von der politischen Ausrichtung
und den politischen Wertevorstellungen ab: Personen, die fur eine offene und moderne
Schweiz sind, stimmten ebenso massiv Ja, wie jene, die eine verschlossene und
traditionelle Schweiz vertreten, Nein sagten. Es gewann damit dieselbe Schweiz die
Abstimmung, die sich bereits bei der Minarett- und der Ausschaffungsinitiative
durchsetzte. Die drei Hauptargumente der BeflUrworter polarisierten laut der VOX-
Analyse stark: Dass die Waffe zuhause gefahrlich und unzeitgeméss sei und die
Selbstmordrate erhéhe, wurde von den Gegnern strikt abgelehnt. Sie argumentierten
ihrerseits mit einer bereits gentugenden Gesetzeslage und der Wahrung der
persoénlichen Freiheit und der Eigenverantwortung. Die Diskreditierung des
Milizsystems der Armee war das Hauptargument des Uberparteilichen Komitees der
Gegner, dessen vom Werber Alexander Segert illustrierten Kampagne mit kaputten 1.-
August-Lampions an die Emotion der Stimmbdurger appellierte.

Abstimmung vom 13. Februar 2011

Beteiligung: 49,2%
Ja: 1'083'312 (43,7%) / 5 1/2 Stande
Nein: 1'395'812 (66,3%) / 15 5/2 Stande

Parolen:

- Ja: CVP-Frauen, CSP, EVP, Grline, GLP, PdA, SP, SP-Frauen, GSoA, SEK, SGB, Travs,
FMH.

- Nein: FDP-Liberale, FDP-Frauen, CVP (5)*, BDP, EDU, SVP, SVP-Frauen, AVF, JCH,
SBV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen "
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Um den komplexer und dynamischer werdenden Bedrohungen flur die
Informationsgesellschaft Rechnung zu tragen, beabsichtigte der Bundesrat, ein
Bundesgesetz liber die Informationssicherheit (ISG) zu schaffen. Angriffe auf
Informationssysteme des Bundes hatten wiederholt gezeigt, dass der Schutz von
Informationen Llcken aufweise, welche unter anderem auf unzeitgemasse und
inkoharente Rechtsgrundlagen zurlckzufihren seien. Mit dem neuen Gesetz sollen
einheitliche gesetzliche Grundlagen fur das Management der Informationssicherheit
beim Bund geschaffen und somit Schwachstellen des geltenden Rechts behoben
werden. Den Begriff der Informationssicherheit definierte der Bundesrat im
erlauternden Bericht als «samtliche Anforderungen und Massnahmen, die zum Schutz
der Vertraulichkeit, Verflgbarkeit, Integritdt und Nachvollziehbarkeit von Informationen
dienen, und zwar unabhéangig davon, ob die Informationen elektronisch, mundlich oder
in Papierform bearbeitet werden.» Die im bestehenden System sektoriell angelegten
Rechtsgrundlagen und organisatorischen Zustandigkeiten seien nicht effizient und
sollten daher durch eine einheitliche Regelung ersetzt werden.

Bei der im Jahr 2014 durchgefuhrten Vernehmlassung waren Uberwiegend positive
Rickmeldungen eingegangen. Von den insgesamt 55 Vernehmlassungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern standen unter anderen 17 Kantone, die CVP und die SP,
Economiesuisse sowie die Bundesanwaltschaft und ihre Aufsichtsbehdrde dem Entwurf
grundsétzlich positiv gegeniiber, brachten jedoch einige Anderungsvorschlige an. Diese
bezogen sich vor allem auf die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen, die
Prazisierung von im Gesetzestext verwendeten Begriffen sowie auf die Schnittstellen
zwischen Informationssicherheit, Datenschutz und Offentlichkeitsprinzip. Sieben
Kantone, die FDP sowie drei weitere Teilnehmende, darunter das Bundesgericht,
sprachen ihre vorbehaltlose Zustimmung zur Vorlage aus. Vollumfanglich ablehnend
ausserte sich einzig die SVP, die im neuen Gesetz keinen Mehrwert gegenliber gezielten
Verbesserungen am heutigen System sah. Von den drei Teilnehmenden, die dem
Entwurf grundsatzlich skeptisch gegenlberstanden, wirde der Kanton Bern dem
Entwurf nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die kantonalen und kommunalen
Behorden bei der Anwendung des ISG auf die im Gesetz vorgesehenen Fachstellen des
Bundes zurlckgreifen kdnnen und sie diese nicht selber aufbauen mussen. Der SGV
kritisierte indessen den «irrefihrenden Titel» sowie die mangelhafte Qualitat der
erlauternden Materialien. Nach seinem Vorschlag sollte das Gesetz besser
«Bundesgesetz Uber die Informationssicherheit in Bundesbehdrden und &ahnlichen
Organisationen» genannt werden, da es sich nicht um ein gesamtgesellschaftliches
Regelwerk zu Information und Informationssicherheit handle. Im Ergebnisbericht des
Vernehmlassungsverfahrens folgerte das Generalsekretariat des VBS, dass die
Uberwiegende Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser die Schaffung
eines Informationssicherheitsgesetzes begrisst. *

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blchsenmacher- und
Waffenfachhandlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militdrnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundséatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen gentigenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundsatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
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Uberwiegend beflrwortend dusserten sich u.a. die KKJPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stédteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekdmpfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten &usserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptséchlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhéngigkeit und Souveranitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Burgern, weshalb Verschéarfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie flinf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blrger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jingeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der fur den Erwerb einer solchen Waffe kinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe flr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine Bedurfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehdrige der Waffenlobby ausfuhrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschlage verhindert wdirden,
ausserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
burokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Ankindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
héngige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtmassigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stadteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelmassigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Prazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in fUnf Jahren fir eine angemessene Regelméassigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelméssigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféahrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wére eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfalligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentyplbergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden koénnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdrickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemangelt, dass die
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Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flnf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelméassig fur den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehdrt. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fur den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wurde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfllen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. *

Als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands muss die Schweiz, ihres Zeichens
assoziiertes Schengen-Mitglied, die Anderung der EU-Waffenrichtlinie (2017/853)
Ubernehmen. Dazu muss die Bundesversammlung einerseits einen entsprechenden
volkerrechtlichen Vertrag (in Form eines Notenaustausches) genehmigen und
andererseits das Schweizer Waffengesetz anpassen, um die Anderungen im
Landesrecht umzusetzen. Fir die Ubernahme und Umsetzung der EU-Richtlinie hat die
Schweiz bis am 31. Mai 2019 Zeit, sonst droht der Ausschluss aus den Abkommen von
Schengen und Dublin. Nachdem das diesbezlgliche Vernehmlassungsverfahren kurz
nach Jahresbeginn abgeschlossen worden war, verabschiedete der Bundesrat Anfang
Marz 2018 seine Botschaft zur Genehmigung und Umsetzung der geédnderten EU-
Waffenrichtlinie. Da sich ein Grossteil der in der Vernehmlassung gedusserten Kritik
eher auf die Vorgaben der Richtlinie als auf deren tatséchliche Umsetzung konzentriert
hatte und auch der Gestaltungsspielraum bei der Umsetzung praktisch ausgeschopft
worden war, weist der Entwurf zuhanden des Parlaments im Vergleich zur
Vernehmlassungsvorlage nur wenige Anpassungen auf. So sieht etwa Art. 33 Abs. 1Bst. a
WG vor, die Waffe von Sportschiutzinnen und -schitzen zu beschlagnahmen und die
Strafverfolgung wegen unberechtigten Waffenbesitzes zu erdffnen, falls diese die
Auflage missachten, entweder die Mitgliedschaft in einem Schiessverein oder auf
andere Art den regelméassigen Gebrauch ihrer Feuerwaffe fir das sportliche Schiessen
zu belegen und diesen Nachweis nach funf und nach zehn Jahren zu wiederholen. Sei
der Erwerb der Waffe seinerzeit jedoch rechtmassig erfolgt, soll der betreffenden
Person mittels einer Erganzung von Art. 31 Abs. 2 WG die Moglichkeit gegeben werden,
ein neues Gesuch fur eine Ausnahmebewilligung einzureichen oder die Waffe einer
berechtigten Person zu Ubertragen, um den strafrechtlichen Konsequenzen zu
entrinnen. Zu den wichtigsten Anderungen zahlt des Weiteren die Verlangerung der
Frist, innerhalb welcher der Besitz einer neu verbotenen Waffe vom kantonalen
Waffenburo bestétigt werden muss, von zwei auf drei Jahre, um die Arbeitslast fur die
Kantone besser zu verteilen. Ebenso wurde die Frist, innerhalb welcher die
Waffenhandlerinnen und -handler den kantonalen Waffenblros Meldung Uber erfolgte
Transaktionen im Zusammenhang mit halbautomatischen Waffen erstatten mussen, von
zehn auf zwanzig Tage ausgedehnt. Damit blieben die zentralen Punkte der Vorlage
grosstenteils unangetastet. Halbautomatische Feuerwaffen werden von der Kategorie B
der bewilligungspflichtigen Waffen in die Kategorie A der verbotenen Waffen Uberfuhrt,
wodurch sie zukunftig nur noch mit einer Ausnahmebewilligung erworben werden
konnen. Verschiedene Ausnahmetatbestande flur Sportschitzen, Waffensammlungen
und fur aktuelle Besitzerinnen und Besitzer von neu verbotenen Waffen sowie bei der
Ubernahme der Armeewaffe erméglichen jedoch weiterhin den Einsatz dieser Waffen
im schweizerischen Schiesswesen. Es sind weder medizinische oder psychologische
Tests noch die Einfuhrung eines zentralen Waffenregisters vorgesehen. Hingegen
werden zur besseren Ruckverfolgbarkeit von Waffen die Markierungspflicht auf alle
wesentlichen Bestandteile von Feuerwaffen ausgedehnt und der Informationsaustausch
mit anderen Schengen-Staaten erweitert.
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Schitzen- und Waffenkreise konnten der Vorlage nach wie vor nichts abgewinnen. Der
Bundesrat sei Uberhaupt nicht auf die ihrerseits in der Vernehmlassung geéusserten
Einwénde eingegangen; der Gesetzesentwurf sei ein «Affront gegentiber den Schitzen»
und ein «Kniefall vor der EU», liess SVP-Nationalrat Werner Salzmann, Prasident des
Berner Schiesssportverbandes und Wortfuhrer der Gegner einer
Waffenrechtsverscharfung, in der Presse verlauten. Das Gesetz trage nichts dazu bei,
die Sicherheit in der Schweiz zu verbessern, stattdessen wirden unbescholtene Burger
plétzlich zu Besitzern von verbotenen Waffen gemacht. Das kdnne nicht akzeptiert
werden und falls das Parlament hier keine Kehrtwende vollziehe, misse das
Referendum ergriffen werden. Dass damit die Schweizer Beteiligung an
Schengen/Dublin aufs Spiel gesetzt werde, sei er sich bewusst, Schuld daran habe aber
der Bundesrat, weil er es versaumt habe, den Schitzen entgegenzukommen. Auch
ProTell befand den Vorschlag des Bundesrates flr inakzeptabel und kindigte das
Referendum an, falls er so vom Parlament verabschiedet wirde. Die Gesetzesanderung
sei ein «Misstrauensvotum gegen all jene Burger, die Waffen besitzen», drickte es
ProTell-Generalsekretéar Robin Udry gegentber den Medien aus. Prasident ad interim
und SVP-Nationalrat Jean-Luc Addor (VS) storte sich laut dem «Blick» daran, dass die
neuen Regeln vor allem ehrliche Waffenbesitzer tréfen anstatt «Terroristen [...], die
sich Uber unsere Gesetze lustig machen.» Der Bundesrat zerstére damit das
traditionelle Vertrauen zwischen Bilrger und Staat. Auch er drohte mit dem
Referendum. Gemass einem vom Tages-Anzeiger zitierten Communiqué wolle auch die
SVP «alle unnotigen Verschéarfungen in unserem Waffengesetz entschieden
bekdmpfen» und das Referendum unterstitzen, wirden die fraglichen Punkte vom
Parlament nicht verbessert.

Zufrieden mit dem bundesratlichen Entwurf zeigten sich unterdessen die Kantone,
deren Anliegen der Bundesrat auch Rechnung getragen hatte. Hans-Jurg Kaser,
Prasident der KKJPD, glaubte erst gar nicht, dass es den mit dem Referendum
drohenden Kritikern wirklich um die halbautomatischen Waffen gehe: «Diese Kritiker
sind gegen die EU und gegen alles Europaische wie Schengen», argwdhnte er in der
NZZ, das Schengen-Abkommen bringe der Schweiz jedoch viel Sicherheit und durfe
deshalb nicht «wegen einer pragmatischen Anpassung des Waffenrechts» gefahrdet
werden. Die Bedeutung von Schengen/Dublin betonten auch FDP und CVP, welche den
Vorschlag des Bundesrates ebenfalls unterstiutzten. CVP-Nationalratin Ida Glanzmann-
Hunkeler (LU) sprach von einem «moderaten» Gesetz, das «wirklich nur ein Minimum>»
verlange, wahrend FDP-Standerat Joachim Eder (ZG) den Bundesrat lobte, er habe «gut
verhandelt>». ™

Am 17. Januar 2019 reichte das Komitee fir das Referendum gegen die Ubernahme der
EU-Waffenrichtlinie bei der Bundeskanzlei nach eigenen Angaben fristgerecht gut
125'000 beglaubigte Unterschriften ein. Der Bundesrat setzte die Volksabstimmung auf
den 19. Mai 2019 an.

In der Presse wurde unterdessen Uber die Erfolgschancen des Referendums spekuliert.
Einerseits seien in den letzten Jahren immer mehr Waffenerwerbsscheine beantragt
worden, was auf eine Aufristung in der Bevolkerung hinweise, andererseits nahmen
jedoch nur noch rund 10 Prozent der Armeeangehdrigen nach Dienstende ihre Waffe
mit nach Hause, was auf ein abnehmendes Interesse an Waffen hindeute. 2004 seien es
noch Uber 40 Prozent der entlassenen Armeeangehoérigen gewesen, welche die
Dienstwaffe Ubernahmen, wie der «Blick» berichtete. Laut einer Studie des
Kriminologen Martin Killias, die von der NZZ aufgegriffen wurde, habe auch der Anteil an
Haushalten, die Uber eine Waffe verflgten, von 35 Prozent im Jahr 2000 auf 23 Prozent
im Jahr 2015 abgenommen. Die Sicherheitsstudie 2018 der ETH zeigte indes beim
Sicherheitsempfinden in der Bevolkerung keinen abnehmenden Trend, im Gegenteil:
2018 fuhlten sich 95 Prozent der Schweizerinnen und Schweizer sicher, so viele wie nie
seit den 1990er-Jahren. All dies deute darauf hin, dass tendenziell immer weniger Leute
immer mehr Waffen kauften, resimierte die NZZ. Wie es um die Bedeutung der vom
Referendumskomitee betonten Schweizer Waffentradition tatséchlich steht, wird sich
am Abstimmungstermin zeigen.

Auf der Beflrworterseite des angepassten Waffengesetzes dusserten sich die CVP und
die FDP dahingehend, dass keine Partei den Lead im Abstimmungskampf tbernehmen
werde. Statt des fur die bdrgerlichen Parteien sonst typischen, orchestrierten
Vorgehens wolle man je auf die eigenen Zielgruppen fokussieren. Das fixe Lead-System
sei nicht mehr zeitgemaéss, begriindete FDP-Sprecher Martin Stucki dieses Vorgehen
gegeniiber dem Tages-Anzeiger. ®
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Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am héchsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zurich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am
hochsten und - nebst dem Tessin - in den léndlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Blindner Stadtéalern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflirworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal fur die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegentber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan fur den Kampf gegen die Personenfreizlgigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse waren kinftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fir ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekdmpft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Gberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.

Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdrdigkeit als enemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Genéve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schlisselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwirdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesréatin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 43.9%
Ja: 1'601'880 (63.7%)
Nein: 854'274 (36.3%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV

- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
Schweiz, ProTell, SBV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Daflir, dass bei europapolitischen Vorlagen im Durchschnitt rund 51 Prozent der
Stimmberechtigten an der Abstimmung teilnehmen, war die Beteiligung bei der
Abstimmung (ber die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie vom 19. Mai
2019 mit 43.9 Prozent ausserordentlich tief. Dieser Befund, der aus der im Juli 2019
veroffentlichten VOTO-Studie hervorging, ging Hand in Hand mit der flr eine Europa-
Abstimmung ungewdhnlich  geringen  Bedeutung, die die Befragten der
Abstimmungsvorlage zumassen. Uberdies auffallend fir eine Europa-relevante Frage
war, dass die SVP, die als einzige grosse Partei das Nein-Lager reprasentierte, nur 35
Prozent ihrer Wahlerschaft mobilisieren konnte, wahrend bei den anderen grdsseren
Parteien immerhin zwischen 42 (Griine) und 60 Prozent (CVP) der Sympathisantinnen
und Sympathisanten an der Abstimmung teilnahmen.

Wenig Uberraschend stimmten Schusswaffenbesitzerinnen und -besitzer der Vorlage
seltener zu als Personen, die keine Schusswaffe besitzen, wobei der Schusswaffenbesitz
aber nicht mit einer sicheren Ablehnung der Vorlage einherging. Ausserdem schien die
Frage den klassischen Links-Rechts-Konflikt zu bedienen: Je weiter links sich eine
Person selbst einstufte, desto eher stimmte sie Ja; je weiter rechts, desto eher Nein.
Dies spiegelte sich auch teilweise in den Parteisympathien: Wahrend Anhéangerinnen
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und Anhénger der Grunen, der SP und der GLP zu rund 90 Prozent der Vorlage
zustimmten, hiessen sie bei der CVP-Anhangerschaft noch rund 70 Prozent und bei
jener der FDP rund 60 Prozent gut. SVP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten
verwarfen den Entwurf hingegen zu 75 Prozent. Dass sich bei einer europapolitischen
Fragestellung ein Viertel der Anhéangerschaft der Volkspartei gegen die Parteilinie
stellte, ist wiederum bemerkenswert.

Eher unerwartet gaben fast zwei Drittel der befragten Stimmenden an, sie hatten es fur
eher oder sehr unwahrscheinlich gehalten, dass die Schweiz bei einer Ablehnung der
Waffenrichtlinie wirklich aus Schengen/Dublin ausgeschlossen worden waére. Dies war
im Abstimmungskampf das Hauptargument der Beflrworterseite gewesen und stellte
sich nun als nicht wirklich Uberzeugend heraus. Die Autoren der Studie vermuteten,
dass die Vorlage trotzdem angenommen wurde, weil hier viele Stimmende im Sinne
einer  Risikovermeidungsstrategie lieber Ja  stimmten, als einen, auch
unwahrscheinlichen, Ausschluss in Kauf zu nehmen. So war die Nicht-Gefahrdung von
Schengen/Dublin denn auch fir eine grosse Gruppe der Ja-Stimmenden das
Hauptmotiv fur ihren Stimmentscheid gewesen. Eine weitere grosse Gruppe der Ja-
Stimmenden gab als Hauptmotiv den verbesserten Schutz vor Waffengewalt an, wobei
fUr Frauen dieser Aspekt wichtiger war als fir Manner. Das von den Nein-Stimmenden
am haufigsten genannte Motiv war, dass die Schweiz sich nicht dem Druck der EU
beugen solle; der Slogan der Gegnerseite «Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU» schien
somit ins Schwarze getroffen zu haben. Das am zweitmeisten genannte Nein-Motiv war
die Sorge um die Schweizer Schiesssporttradition, wobei Schusswaffenbesitzerinnen
und -besitzer dieses haufiger nannten als andere Personen. Die Analyse der Argumente
zeigte zudem, dass der Graben zwischen dem Ja- und dem Nein-Lager primar entlang
der Konfliktlinie Pro-EU und Kontra-EU verlief, wahrend die Waffenrechtsverscharfung
selber eine untergeordnete Rolle spielte. Zur komfortablen Mehrheit verhalfen der
Vorlage somit jene, so die Schlussfolgerung der Studie, «die eine Verscharfung fur nicht
(dringend) notwendig hielten, aber die Schengen- und Dublin-Abkommen nicht aufs
Spiel setzen wollten». ”

Kriminalitat

Erstmals seit 1988 ist 1992 die Gesamtheit der bei der Polizei angezeigten Verbrechen
und Vergehen wieder zurlckgegangen. Ausschlaggebend flr diese Entwicklung war eine
Abnahme bei den gemeldeten Diebstéhlen; die angezeigten Gewaltdelikte wie Raub
oder Koérperverletzung nahmen jedoch weiterhin zu. Die wachsende Angst eines Teils
der Bevolkerung, Opfer eines Verbrechens zu werden, liess die &ffentliche resp. die
innere Sicherheit auch zu einem wichtigen politischen Thema werden. Nach einer recht
emotionalen Debatte im Sommer prasentierten im Oktober sowohl die FDP als auch die
CVP ihre Thesen und Vorschlége zu dieser Problematik. Bei der Ursachenforschung
vermieden beide Parteien Schuldzuweisungen an politische Gegner oder bestimmte
Bevolkerungsgruppen. Sie machten fur die wachsende Kriminalitat eher allgemeine
gesellschaftliche Entwicklungen wie zunehmende Anonymitdt und Wertewandel
verantwortlich. Als Gegenmittel schlugen sie einen Ausbau der Strafverfolgungs- und
-vollzugsbehérden vor, was freilich nicht ohne zusatzliches Personal und neue
Strafvollzugsanstalten zu bewerkstelligen ware. Auch Exponenten der SVP &dusserten
sich in ahnlicher Weise. Bundesrat Koller beauftragte eine verwaltungsinterne
Arbeitsgruppe mit der Abklarung der Frage, welche Beitrage das EJPD zur Verbesserung
der Situation leisten kann. Wenig Resonanz fand dieses Thema bei der SP, die zwar
ebenfalls Vollzugsprobleme konstatierte, sonst aber den Verdacht dusserte, dass dieses
Thema von den blrgerlichen Parteien hochgespielt werde, um von den wirtschaftlichen
Problemen abzulenken und um Wahlerstimmen zu erobern. Zumindest im lokalen
Rahmen wurde ihre Anschuldigung bestatigt, als die Zircher SVP in Wahlkampfinseraten
die «Linken und Netten» flr die zunehmende Kriminalitat verantwortlich machte. ®
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Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Die von-Wattenwyl-Gesprache dienen den Parteispitzen als wichtige Moglichkeit des
Austausches. In der Regel trifft sich eine Delegation des Bundesrates mit den Partei-
und Fraktionsprasidenten der Regierungsparteien, um zentrale Geschafte und Anliegen
im Vorfeld der Sessionen zu diskutieren und zu koordinieren. Im Gegensatz zu 2015 war
die BDP nach dem Ausscheiden von Eveline Widmer-Schlumpf nicht mehr an die
Gespréache eingeladen.

Die Themen blieben bei den ersten Gesprachen Anfang Februar allerdings dieselben
wie schon 2015: Die Legislatur- und Finanzplanung sowie die Umsetzungsarbeiten zum
Verfassungsartikel 121a (Steuerung der Zuwanderung) und die Flichtlingssituation in
Europa und der Schweiz.

Zu den zweiten Gesprachen im Mai 2016 traten die Parteien mit drei neuen Préasidien
an. Bei der FDP hatte Petra Gdssi das Zepter Ubernommen, die CVP wurde neu von
Gerhard Pfister préasidiert und bei der SVP war Albert Résti neu an die Parteispitze
gewahlt worden. Gegenstand der Diskussionen war der Sprachenstreit, der durch die
Diskussionen um den Frihsprachenunterricht in den Kantonen angeheizt worden war.
Im Bereich der internationalen Finanzpolitik wurde die Vermeidung eines maoglichen
Reputationsschadens fir die Schweiz durch die Ubernahme internationaler
Regulierungen diskutiert. Schliesslich informierte der Bundesrat Uber die
Weiterentwicklung der Armee.

Im August wurde auf Anregung von Bundeskanzler Thurnherr entschieden, die von-
Wattenwyl-Gesprache des dritten Quartals kinftig in Form einer Klausur
durchzufthren. An der nach wie vor freien und informellen Diskussion tber wichtige
politische Anliegen soll neu der Gesamtbundesrat teilnehmen. Damit soll den
Gesprachen ein hoherer Stellenwert zugemessen werden. Der friher substanzielle
Austausch, der als Zeichen der funktionierenden Konkordanz bewertet wurde - die NZZ
sprach von einem eigentlichen Schmiermittel der Konkordanz -, laufe immer mehr
Gefahr, ein Leerlauf zu werden oder zu reinen Alibi-Gespréachen zu verkommen. Die
einzige Moglichkeit flr ein Treffen zwischen Regierung und Bundesratsparteien sei aber
wichtig, um Moglichkeiten und Strategien auszuloten. Fix auf der Agenda soll eine
Diskussion Uber die Jahresziele des Folgejahres stehen.

Erstmals trat die Exekutive also am 2. September 2016 in corpore zu den Gesprachen
an. Neben den Jahreszielen 2017 des Bundesrates, die Schwerpunkte in der
Finanzpolitik, im Infrastrukturbereich, der Bildung und der Europapolitik vorsehen,
wurden die Lage im Asylwesen und die durch den Brexit schwieriger gewordenen
Verhandlungen mit der EU diskutiert.

Bei den letzten Gespréchen des Jahres Mitte November nahm dann wieder nur eine
Delegation des Bundesrates teil. Ueli Maurer informierte tGber die finanzpolitische Lage
und pladierte fur eine Annahme des Stabilisierungsprogramms 2017-2019. Im Rahmen
der Europapolitik wurde auch Uber die im Dezember anstehende Entscheidung zur
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die Rasa-Initiative und den Brexit
diskutiert.

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Parmi les acteurs engagés pour un «oui» aux votations, le Vorort a joué son réle de
porte-parole d’'une économie helvétique tres majoritairement favorable aux bilatérales,
dont I'investissement vis-a-vis de la votation fut évalué a plus de 10 millions de francs.
Autres organisations favorables: I'Union suisse des arts et métiers (USAM), I"'Union
patronale suisse, I'Union suisse des paysans, I'USS, la FTMH, la Confédération des
syndicats chrétiens, les associations de banquiers et des assureurs, |’Association
transports et environnement. Soutien inhabituel qui démontre I'amplitude des débats,
I"Université de Neuchatel s’est officiellement engagée pour les bilatérales en raison du
systeme d’échange qui les accompagne. Dans le rang des partis politiques: le PDC, le PS,
le PRD, le Parti libéral, le Parti chrétien-social et 'UDC sont allés dans le sens du
Conseil fédéral. Le débat au sein de cette derniere fut particulierement houleux et a vu
Christoph Blocher légérement vaciller a la tribune du congrés réuni sur la question des
bilatérales. Par 297 voix contre 201, les délégués UDC ont donné un mot d’ordre
favorable aux accords, alors que leur leader médiatique n’avait pu afficher une position
claire et cohérente sur la question (a relever que, le méme jour, les délégués du Parti de
la liberté eurent moins d’atermoiements pour recommander un «non» massif). Ainsi,
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plus de la moitié des sections cantonales de I'UDC se sont opposées a la décision du
parti national. Second camouflet pour Christoph Blocher, la position de I’ASIN dont il
est le président a été largement débattue par ses propres adhérents réunis en congres,
furieux qu’une recommandation de vote vis-a-vis de la votation ne fut méme pas a
|'ordre du jour. Au final, I'ASIN a, contre I'avis de Blocher, décidé de voter un mot
d’ordre. Ce dernier a débouché sur un «non» trés majoritaire. 2°

Beziehungen zu internationalen Organisationen

L'image d'une Suisse repliée sur elle-méme apres le rejet de I'EEE, la situation difficile
des Casques bleus en Bosnie-Herzegovine ainsi que les hypothéses d'un nouvel échec
du Conseil fédéral sur un projet de politique extérieure et d'une nouvelle divergence
entre Alémaniques et Romands ont contribué a charger I'enjeu du scrutin d'une
dimension émotionnelle non-négligeable. Arguant notamment que la constitution d'un
contingent de Casques bleus helvétiques constituerait indéniablement un pas décisif
vers une adhésion a I'ONU et affecterait par la-méme la crédibilité de la neutralité
suisse, I'UDC, les démocrates suisses, la Lega, le parti de la liberté (ex-PA), rejoints par
I'ASIN, la Ligue vaudoise et I'entreprise Denner se sont prononcés contre le projet du
Conseil fédéral. Parmi les opposants figuraient également le POP/PdT, pour qui la
participation de Casques bleus suisses aux interventions décidées par I'ONU ne pouvait
étre le fondement d'une politique de paix. De leur c6té, le PRD, le PDC, le PS, le PL,
I'Adl, les Verts, le PEP, de méme que la Société suisse des officiers (SSO), les
associations caritatives et les évéques suisses se sont prononcés en faveur des Casques
bleus dans le but de renforcer la solidarité internationale de la Suisse. Les pacifistes du
GSsA, tiraillés par I'enjeu du scrutin, ont, quant a eux, appelé & voter blanc. Il est
intéressant de relever que - faute de soutien financier des organisations faftiéres de
|"économie - les moyens mis a la disposition des partisans étaient nettement inférieurs
a ceux des opposants qui ont, pour leur part, bénéficié de I'appui financier substantiel
de Karl Schweri, patron de la firme Denner. *'

Auslandschweizer

Le Ter juillet est entrée en vigueur la nouvelle loi fédérale sur les droits politiques des
Suisses de lI'étranger; celle-ci autorise le vote par correspondance, ainsi que la
signature d'initiatives et de référendums, mais uniquement sur le plan fédéral. Seules
les personnes inscrites auprés d'une ambassade ou d'un consulat peuvent recevoir le
matériel pour voter par correspondance. L'entrée en vigueur de cette nouvelle loi a fait
doubler le nombre des inscriptions: sur les 380'000 personnes disposant du droit de
vote, quelque 32'000 étaient inscrites & la fin du mois de novembre alors qu'elles
n'étaient que 14'000 lors des votations du 17 mai. Apres le PRD, I'UDC et le PDC ont
également fondé une section de leur parti réservée aux Suisses de I'étranger.

Landesverteidigung

Militarorganisation

Malgré l'absence de soutien des partis gouvernementaux, les signatures pour les
référendums (armée et protection civile) ont été déposées lors de la deuxieme moitié
du mois de janvier. Le camp des opposants conservateurs s'est amenuisé au fil de la
campagne et la gauche s’est en grande partie désintéressée de I'objet. Cette derniere
s’est concentrée sur les themes a teneur plus sociale au menu de la votation de mai. Le
camp conservateur s’est trouvé diminué par les divisions internes de 'UDC. Ce parti a
finalement accepté le projet en assemblée, principalement grace a I’'engagement de son
conseiller fédéral Samuel Schmid, en charge du dossier. De nombreuses sections
cantonales ont toutefois rejeté Armée XXI. Quant a I’ASIN, d’ordinaire prompte a
combattre tout projet de réforme de la défense nationale ou marquant une volonté
d’ouverture du pays, son comité a décidé de ne pas donner de mot d’ordre et de ne pas
soutenir financiérement les opposants. Le manque de moyens du principal comité
opposé a la réforme (Burgerkomitee fir eine unabhdngige und leistungsfahige
Milizarmee in einer neutralen und sicheren Schweiz), dirigé par I'ancien divisionnaire
Hans Wachter, et la difficulté de coordonner I|'action des nombreux groupes le
composant ont été soulignés par de nombreux commentateurs. Début avril, un «
Comité fédéral pour une Suisse souveraine, neutre et démocratique », regroupement
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d’organisations proches des milieux conservateurs, a condamné une dérive politique
vers I'OTAN et la création de dépendances techniques et organisationnelles par rapport
a |'étranger. De plus, la capacité de la nouvelle armée a défendre l'intégralité du
territoire a été mise en question. En fin de campagne de votation, durant la derniéere
semaine d’avril, un comité de parlementaires, présidé par le conseiller national
Thurgovien Alexander Baumann (udc) et composé d’une dizaine de députés, est venu
renforcer le camp de I'opposition. lls ont rappelé le danger que représentait le projet
pour la milice, ainsi que le risque d’aboutir a une armée a deux classes. Ils ont en outre
prétendu que les codts allaient exploser et qu’a terme c’était I'entrée dans I'OTAN qui
était visée par le DDPS. Les rangs de I'opposition parlementaire étaient nettement plus
réduits que lors du vote au plénum. Sur les 18 UDC qui avaient refusé le projet au
parlement, ils n"étaient plus que huit dans ce comité. On y trouvait la frange la plus
conservatrice du parti représentée par le Zurichois Ulrich Schlier, accompagné du
président de I’ASIN Hans Fehr, de Toni Bortoluzzi (ZH) ou encore de Christoph Mérgeli
(ZH). L'unique député des Démocrates suisses, le bernois Bernhard Hess, ainsi que le
représentant de I'lUnion démocratique fédérale, le bernois Christian Waber, s'étaient
associés a cette démarche. De nombreux poids lourds de I'UDC, tels le président du
parti Ueli Maurer ou Christoph Blocher, malgré leur opposition aux changements
|égislatifs, ne figuraient pas dans ce comité, de méme qu’aucun romand. Il convient de
préciser que la gauche, au sein de laquelle se trouvaient certains opposants, avait
d’emblée refusé d'étre associée a un tel comité parlementaire.

Le conseiller fédéral Samuel Schmid, ainsi que des représentants des gouvernements
cantonaux, ont lancé la campagne & I'occasion d’une conférence de presse organisée a
la mi-février. lls ont rappelé qu’Armée XXI était le meilleur compromis pour avoir une
défense nationale moins chere, moderne, plus souple et répondant aux menaces de
son temps. lls ont également rappelé que la coopération internationale ne remettait pas
en cause la neutralité. lls ont souligné que la formation serait améliorée, avec des cours
de répétition a un rythme annuel. De plus, I'abaissement de I'dage de libération,
combiné au raccourcissement de la formation des cadres, devraient faciliter le
recrutement de volontaires pour un service d’avancement. Le chef du DDPS a
également défendu la réorganisation de la protection civile et estimé que la meilleure
coopération entre les institutions chargées de la sécurité (polices, pompiers, services
sanitaires, protection civile) justifiait le soutien aux modifications légales. Le conseiller
d’Etat valaisan Jean-René Fournier (pdc), président de la Conférence des directeurs
cantonaux des affaires militaires, a fait part de I'appui des 26 cantons aux deux projets
de réformes, estimant qu’ils prenaient en compte la limitation croissante des
ressources financiéres et les structures fédéralistes de la Suisse.

Un comité favorable aux réformes, intitulée « 2 x oui pour I'’Armée XXI et pour la
protection de la population » et fort de 116 parlementaires bourgeois, s’est présenté
aux médias a la fin du mois de février. Outre les arguments de I'efficacité et de la
modernité, les avantages de la réduction des jours de service pour les vies familiales et
professionnelles ont été mis en exergue. La capacité de cette nouvelle structure a faire
face aux nouvelles menaces (terrorisme, extrémisme) a également été invoquée. Les
délégués du parti socialiste ont recommandé de voter blanc & la réforme Armée XXI.
Trois sections cantonales ont cependant accepté Armée XXI (Fribourg, Neuchétel,
Thurgovie). L'’Assemblée des délégués de I'UDC s’est laissée convaincre par son
conseiller fédéral Samuel Schmid, méme si elle n"a accepté la réforme de I'armée que
de justesse (165 voix contre 161). Douze sections cantonales et les Jeunes UDC se sont
en outre opposés a la réforme de l'armée. Le PRD et le PDC ont recommandé
|"approbation des projets. Au sein du parti écologiste, les délégués se sont montrés plus
réceptifs aux changements proposés, alors que le groupe parlementaire avait
nettement refusé le texte (8 non et une abstention), et ont recommandé de voter blanc.
La composition du comité référendaire, principalement des personnalités
conservatrices et des officiers a la retraite, a poussé les écologistes & ne pas rejoindre
le camp des opposants. Concernant la loi sur la protection de la population, les prises
de position des partis et associations ont peu varié par rapport a celles sur Armée XXI.
Les deux réformes ont été largement soutenues par la population et par I'unanimité des
cantons. Celle de 'armée a été acceptée par 76% des votants. Celle de la protection de
la population I'a été encore plus largement avec 80% d’approbation. Cette derniere n’a
été que marginalement présente dans le débat. Bien que la majorité des cantons n’était
pas requise, le résultat illustre le large soutien populaire aux réformes, méme dans les
cantons considérés comme plus conservateurs. Les cantons de Berne, Fribourg, Vaud
et Neuchatel ont été les plus enthousiastes et ont accepté Armée XXI a plus de 80%
alors qu'Uri (63% de oui), Schaffhouse (62%) et Schwyz (60%) ont été les plus
sceptiques. La plus forte résistance constatée dans les cantons périphériques peut
s’expliquer par les conséquences de la réorganisation de I'armée. La fusion de places
d’armes, la centralisation des arsenaux ou I'affaiblissement de I'ancrage territorial des
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troupes étaient de nature a les rendre méfiants. L'ancien divisionnaire Hans Wachter,
responsable du principal comité d’opposants, a estimé que c’était la fin de la Suisse «
telle que nous la connaissons ». Le conseiller national UDC thurgovien Alexander
Baumann, chef de fil du comité parlementaire défavorable aux réformes, a fustigé la
propagande d’'Etat, a hauteur de plusieurs millions de francs, menée par le DDPS. Ce
dernier a répliqué que l'information aux soldats aurait également été faite sans
référendum. De nombreux commentateurs ont souligné I'importance de I'engagement
de Samuel Schmid dans la campagne. Par la sobriété de ses interventions et sa capacité
a convaincre les régions périphériques qu’elles ne seraient pas les grandes perdantes
de ces changements, le ministre de tutelle est parvenu & neutraliser bon nombre
d’oppositions.

Modification de la loi sur I"'armée et |I'administration militaire. Votation du 18 mai
2003.

Participation: 50%
Oui: 1718 452 (76,0%)
Non: 541577 (24,0%)

Mots d'ordre:

- Qui: PDC, PRD, UDC (12*), PCS, PEV, PL; Economiesuisse, USP, UCAPS, USAM, USS.
- Non: DS, PSL, UDF, PdT.

- Blanc: PS (3*), PE.

- Liberté de vote: Lega.

- Pas de mot d’ordre: CSC.

* Recommandations difféerentes des partis cantonaux.

L'analyse VOX a montré que méme les sympathisants de I"'UDC ont majoritairement
soutenu les réformes et accepté celle de I'armée a 64% et de la protection de la
population (71%). Les sympathisants des autres partis gouvernementaux |'on fait encore
plus nettement : 77% d’approbation d’Armée XXI par les socialistes (81% pour la
protection de la population) contre 87% par les radicaux (88%) et 91% par les
démocrates-chrétiens (93%). Au niveau des caractéristiques sociales et politiques
ayant joué un réle dans l'orientation du vote, le clivage entre défenseurs de valeurs
modernistes ou traditionalistes s’est révélé significatif. Les citoyens estimant défendre
une Suisse moderne ont accepté Armée XXI & 83% (86% pour la protection de la
population) alors que ceux se réclamant d'une Helvétie gardienne des traditions ne
I'ont fait qu'a 63% (68%). Le critére de la confiance dans le gouvernement semble
également avoir eu un impact sur le niveau de soutien aux projets. Contrairement aux
scrutins précédents sur I'armée, la ligne de conflit entre ses opposants et ses partisans
ne semble pas avoir joué de role, les niveaux de soutien des deux camps étant tres
proches. Les commentateurs ont estimé que la nature des objets permettait de
comprendre le peu de différences. La question ne concernait ainsi pas |'existence de
I"institution mais uniquement le maintien d’une structure, I'Armée 95, jugée dépassée
par les deux camps. 2°

Ausriistung und Beschaffung

Der Abstimmungssonntag am 18. Mai 2014, wurde nicht nur Héhe-, sondern auch
Schlusspunkt eines langwierigen Seilziehens um die Gripen-Beschaffung bzw. den
Tiger-Teilersatz. Dieses grosse Rustungsvorhaben hatte zahlreiche Hirden zu nehmen.
Die letzte davon - der Urnengang - wurde 2013 durch den Bundesrat selbst ermdglicht,
indem als Finanzierungsgrundlage ein Fondsgesetz vorgeschlagen wurde. Erst dieser
Kniff ermoglichte es, die Finanzierung und damit sehr unmittelbar auch die
Beschaffung selbst, dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Mit der Ablehnung
des Gripen-Fondsgesetzes an der Urne wurde die aufsehenerregende
Kampfflugzeugbeschaffung erfolglos abgeschlossen.

Dass das Referendum ergriffen wirde, war schon frih klar. Noch vor den
parlamentarischen Debatten Ende 2013 kiindigte die Grlne Partei an, sie werde dieses
Geschaft zu verhindern suchen. Zwei Referendumskomitees hatten sich dann bereits
vor der letzten Beratung im Sténderat konstituiert, so dass einer
Unterschriftensammlung nichts mehr im Wege stand. Links-grin und die Grinliberale
Partei stellten sich je individuell an, die nétige Anzahl Unterschriften zu sammeln. Der
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Erfolg liess nicht lange auf sich warten. Innert zwei Monaten und damit noch 2013, hatte
das Komitee um SP und GPS rund 80000 Unterschriften beisammen. Damit zeichnete
sich rasch ab, dass die Referendumsabstimmung bereits im Fruhjahr 2014 abgehalten
werden konnte. Entsprechend friih erkannte auch der Verteidigungsminister den Ernst
der Lage und noch Ende 2013 stieg er in den Abstimmungskampf. Fortan standen sich
burgerliche Gripen-Beflurworter und Gripen-Gegner aus links-grinen Kreisen
gegenlber. Neu standen aber erstmals auch burgerliche Politiker einer Armeevorlage
kritisch gegenlber: die GLP hatte sich nicht nur an der Unterschriftensammlung
beteiligt, sondern sie stellte sich fortan auch in einem Gegnerkomitee gegen die
Beschaffung der Gripen-Jets.

Erster Meilenstein war Mitte Januar 2014 die Einreichung der Unterschriften. Das links-
grine Buandnis um SP, GPS und andere Organisationen konnte rund 100'000
Unterschriften fir das Referendum zusammentragen, nur etwa 5'000 davon waren vom
grunliberalen Anti-Gripenkomitee beigesteuert worden. Da schon Mitte Mai abgestimmt
werden sollte, war die Einreichung der Unterschriften gleichzeitig der Startschuss fur
den Abstimmungskampf. Sogleich wurde dieser befeuert, als es nicht nur darum ging,
ob sich die Herstellerfirma Saab an der Finanzierung der Ja-Kampagne beteiligen soll,
sondern ob dies Uberhaupt zulédssig sei. Das Gegnerkomitee meldete sehr rasch seine
Ablehnung an. Aber auch Gripen-Beflrworter standen einer finanziellen Beteiligung aus
Schweden kritisch gegentiber. Thomas Hurter (svp, SH) forderte, dass sich Saab ganzlich
aus der Abstimmungskampagne raushalte.

Unangenehme Tage musste der Verteidigungsminister auch im Februar erleben:
Nachdem bereits der Prozess zum Typenentscheid durch verschiedene
Nebenereignisse und Indiskretionen fur negative Schlagzeilen gesorgt hatte, wurden
auch im neuen Jahr geheime (und brisante) Informationen publik. So hatte sich
Verteidigungsminister Ueli Maurer in mehreren Treffen mit dem Schwedischen
Botschafter Per Thoresson ausgetauscht. Dabei soll es nicht nur um gute Kontakte
gegangen sein, sondern ganz konkret um ein Engagement Schwedens im
Abstimmungskampf. Diese Informationen hatte ein Schwedischer Radiosender
veroffentlicht, der drei Berichte des Botschafters an das Aussen- und
Verteidigungsministerium Schwedens vorliegen hatte. Der Inhalt war insofern brisant,
als dass angeblich Bundesrat Maurer selbst um Unterstutzung aus Schweden gebeten
haben soll. Zwar solle sich Schweden nicht direkt in den Abstimmungskampf
einmischen, jedoch durch verschiedene Anlasse in Schweden und der Schweiz eine
positive Stimmung erzeugen. Ein Beispiel waren Journalisten-Besuche in den
Saabwerken zu Informationszwecken. Maurer musste sich in der Folge erklaren und
versuchte den Ball flach zu halten. Dass Gesprache geftihrt wurden konnte er nicht in
Abrede stellen, er wollte jedoch darin keine gemeinsame Kampagnenplanung sehen.
Dass er sich als Vorsteher des VBS an vorderster Front fir den Gripen stark mache, sei
nicht mehr als opportun. Die Ungereimtheiten spielten den Gegnern dennoch in die
Hande und den Beflirwortern wie auch dem Verteidigungsminister selbst blieb nichts
anderes Ubrig, als gebetsmuhlenartig festzuhalten, dass der Gripen die richtige Losung
fur die Schweiz sei. Fast téglich wurde in den Zeitungen tber den Gripen berichtet.

Die Kampagnenleitung der Beflrworter sollte von der CVP Ubernommen werden,
allerdings stellte sie sich nur zdgerlich daflr zur Verflgung, denn scheinbar sah sich
Parteiprasident Darbellay mit zu wenig finanziellen Mitteln ausgestattet. Dass bis zu CHF
5 Mio. fur die Beflrworterkampagne aufgewendet werden sollten, liess man seitens des
Vereins flr eine sichere Schweiz VSS, dem CVP-Nationalrat Jakob Biichler (SG) vorsteht,
unkommentiert. Auch diese Informationen stammten aus geheimen Berichten aus
Schweden. Beim VSS versuchte man derweil, sich von Schweden zu distanzieren. Das
Durchsickern dieser Informationen fuhrte indes dazu, dass sich die CVP zurtickzog und
nicht mehr als Kampagnenleiterin fungieren wollte. Ausschlaggebend waren unter
anderem auch verunglimpfende, persénliche Kommentare des Schwedischen
Botschafters gegen CVP-Exponenten. Im Engagement der CVP hétte man sich auf
Beflirworterseite erhofft, dass Gripen-kritische Wahler in der politischen Mitte
abgeholt werden kénnten. Daraus wurde nun vorerst nichts. Dass zudem die Sektion der
CVP-Frauen im Gegensatz zur Mutterpartei die Nein-Parole fasste, schien fur die CVP
ebenfalls eine Hypothek darzustellen. Wer die Kampagnenleitung tbernehmen sollte,
war in der Folge offen. Die CVP wollte die Volkspartei vorschicken, da es schliesslich ein
Dossier ihres Magistraten sei. Bei der SVP zeigte man sich jedoch bedeckt und
Parteiprasident Brunner (SG) stellte eine Einigung .in einigen Wochen™ in Aussicht, rund
drei Monate vor dem Abstimmungstermin, notabene.

Wahrend auf politischer Ebene weiter gestritten wurde, fihrte Saab eine regelrechte
Promotionstour durch die Schweiz durch. Mitte Februar wurde an einem Anlass mit
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Wirtschaftsvertretern Uber Kompensationsgeschéfte informiert, daneben sollte der
Gripen zu verschiedenen Gelegenheiten vorgeflihrt, beziehungsweise ausgestellt
werden, etwa an Ski-Weltcuprennen oder an der Mustermesse in Basel. Dies wurde den
Gripengegnern zu viel und Nationalratin Chantal Galladé (sp, ZH) tat ihren Unmut
offentlich kund. Dass mitunter Geld fliesse, sei in Abstimmungskémpfen normal, jedoch
sei die Omniprasenz des Gripen-Herstellers Saab stérend und eine ,Einmischung aus
dem Ausland in diesem Masse bedenklich.™ Derweil und schneller als erwartet stellte
sich Ende Februar tatsachlich die SVP als neue Koordinatorin der Ja-Kampagne vor.
Angesichts des nahenden Abstimmungstermins sah sie sich in der Verantwortung. Man
habe keine Zeit mehr zu verlieren und wolle diese Abstimmung gewinnen, so SVP-
Prasident Brunner.

Etwas Aufwind erhielt der Gripen durch eine Flugzeugentfihrung im Raum Genf, als der
Schweiz vor Augen geflihrt wurde, weshalb eine intakte Luftabwehr notig sein kann. Der
Co-Pilot einer Maschine der Ethiopian Airline hatte das eigene Flugzeug nach Genf
entfuhrt, um in der Schweiz einen Asylantrag zu stellen - was jedoch erst nach dem
Vorfall bekannt wurde. Zuvor irrte die vollbesetzte Passagiermaschine, von zwei
Eurofighter-Jets der Italienischen Luftwaffe begleitet, Uber Italien, ehe sie Uber dem
Montblanc-Massiv von der Franzdsischen Luftwaffe weiterbegleitet wurde und
schliesslich in Genf zur Landung gezwungen werden konnte. Dass die Schweizerische
Luftwaffe nur zu Blrozeiten operativ ist und nicht eingreifen konnte, sorgte im Ausland
fir Erstaunen und in der Schweiz einerseits zur Forderung nach einem ausgebauten
Luftschirm, andererseits aber auch zu Spott und Hame. Spater wurde auch die Krim-
Krise in der Ukraine als Argument fur eine funktionierende Luftwaffe herangezogen.

Am 25. Februar prasentierte das Ja-Komitee seine Argumente fir den
Abstimmungskampf. ,Sicherheit zuerst!™ sollte als Leitmotiv die Stimmburgerschaft
mobilisieren. Sicherheit sei die Garantie fur Frieden, Freiheit und Wohlstand, so Jakob
Buchler (cvp, SG). Ab Mérz und damit rund zwei Monate vor dem Urnengang sorgte ein
allfalliger ,Plan B™ flr Irritation. Aus verschiedenen Kreisen wurde kolportiert,
Bundesrat Maurer arbeite fur den Fall eines Volks-Neins an einer alternativen Gripen-
Beschaffung: er wolle Gripen-Jets mieten, leasen oder Uber das ordentliche
Armeebudget - und damit ohne Mitsprache der Stimmbevodlkerung - beschaffen. Trotz
Dementi Maurers selbst, seines Sekretariats und auch der armasuisse, hielt sich das
Gerlcht Uber einen allfalligen ,Plan B™ hartnackig in den Medien.

Ebenfalls Mitte Marz lancierte das Gegnerkomitee seinen Abstimmungskampf und
setzte vor allem auf die Kostenfrage. Man wollte die Gripen-Beschaffung nicht zu einer
Armee-Grundsatzfrage machen und auch nicht sicherheitspolitische Argumente ins
Feld fuhren, da man sich daraus eher weniger Chancen versprach. Vielmehr erhoffte
man sich mit dem Slogan ,Kampfjetmilliarden gegen Bildung, Verkehr oder AHV" einen
Erfolg an der Urne. In der Zwischenzeit wurde der Tonfall im Abstimmungskampf
gehassiger. SVP-Patron Christoph Blocher hinterfragte die Finanzierung der
Gegnerkampagne, indem er den Verdacht &usserte, dass moglicherweise die beim
Typenentscheid unterlegenen Ristungskonzerne (EADS und Dassault) Geld gegen den
Gripen einschiessen wirden - dies, um bei einer Neu-Evaluation zum Zug kommen zu
kénnen. Aus dem burgerlichen Nein-Komitee wurde jedoch postwendend klargestellt,
man habe weder Kontakt mit anderen Rlstungsgesellschaften, noch Geld erhalten, so
etwa Beat Flach (glp, AG). Gar als absurd betitelte Chantal Galladé (sp, ZH) die Vorwdirfe.

Kurz darauf bemihte sich der Sonntags Blick um einen ersten Trend in der Gripen-
Frage und stellte eine Ablehnung von Uber 60 Prozent fest. Trotz dieser erstmaligen
Stimmungsaufnahme zeigte sich der Verteidigungsminister gegenlber der Presse
betont gelassen und zuversichtlich. Dennoch legte er einen regelrechten Redemarathon
hin und trat von April bis zur Abstimmung im Mai an Uber 20 Veranstaltungen fur den
Gripen auf.

Das burgerliche Nein-Komitee wurde ab Anfang April aktiv. Man stehe flr eine starke
Armee ein, sei jedoch gegen den Gripen, weil Geld und ein Konzept fehle - Argumente,
die bereits in den Parlamentsdebatten von Roland Fischer (glp, LU) vorgebracht worden
waren. In diesem Nein-Komitee waren auch die CVP-Frauen vertreten.

Uber Alternativen zur Gripen-Beschaffung, also wiederum (ber einen ,Plan B*, wurde
weiter berichtet, als sich im April auch der ehemalige Jetpilot und Nationalrat Thomas
Hurter (svp, SH), seines Zeichens Préasident der SiK-NR, Uber solche Pléane dusserte. Es
brauche einen ,Plan B™ fir den Fall, dass der Gripen an der Urne scheitern sollte. Seine
Vorstellung war die Beschaffung von zwdlf Fliegern alle 15 Jahre. Eine Forderung, die
sogar von Parteikollegen kritisiert wurde. Hans Fehr (svp, ZH) gab etwa zu bedenken,
dass es ungeschickt sei, bereits vor der Abstimmung laut Uber Alternativen
nachzudenken. Alex Kuprecht (svp, SZ) bezeichnete die Aussage gar als .absoluten
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Blédsinn™. Hurter rechtfertigte seine Idee mit dem Umstand, dass beim Urnengang
nicht fur oder gegen neue Flieger, sondern nur fir oder gegen die Art der Finanzierung
abgestimmt werde. Mit einer Alternativbeschaffung wirde der Volkswillen - von der SVP
gemeinhin hochgehalten - also nicht umgangen. Ein erneuter Evaluationsprozess fur
einen neuen Flugzeugtyp wirde zudem viel zu lange dauern. Deswegen musse man sich
fur den Ersatz der Tiger-Flotte bereits zu diesem Zeitpunkt und auch unter
Berulcksichtigung eines moglichen Volks-Neins Gedanken machen.

Auch Uber weitere Alternativen zur Luftraumiberwachung wurde diskutiert, etwa Gber
den Kauf gebrauchter F/A 18 Jets der neueren Generation, die Beschaffung von Kampf-
Helikoptern, einen Ausbau der Boden-Luft-Fliegerabwehr (die ohnehin konkretisiert
werden sollte) oder Uber die Aufristung der alten Tiger Flotte. Anfang Juni wurde
bekannt, dass das VBS beabsichtige, israelische Drohnen beschaffen zu wollen. Immer
mehr wurde auch die Frage debattiert, wie die budgetierten Mittel verwendet werden
sollen, falls der Gripen an der Urne abgelehnt wirde. Fur Sicherheitspolitiker war klar,
dass dieses Geld der Armee gehore, weil es Uber das ordentliche Armeebudget hatte
aufgebracht werden mussen. Linke Politiker hingegen sahen eine Chance, neu uber die
Verteilung der ca. CHF 3 Mia. zu beraten. Ihrer Vorstellung nach sollte das Geld zu
Gunsten der Bildung, zur Sicherung der sozialen Sicherheit, des 6ffentlichen Verkehrs,
oder auch zu Gunsten der Entwicklungshilfe, die richtig eingesetzt friedensférdernd
wirke, eingesetzt werden. Dieser Punkt blieb freilich vorerst offen.

Als sehr unsicher musste der Erfolg der Gripen-Beschaffung ab Mitte April betrachtet
werden: Nachdem die oben genannte Sonntags Blick-Umfrage noch nicht zu Unruhe
bewogen hatte, tat dies die erste SRG-Trendumfrage des gfs.bern. Nur 42 Prozent der
Befragten sprachen sich darin fur den Gripenkauf aus, ein Ergebnis, das sich fast mit
der ersten Umfrage deckte. Freilich gaben die Demografen zu bedenken, dass die
Unterschiede zwischen den Ja- und Nein-Anteilen zu gering seien, um sich bereits
festlegen zu kénnen. Noch am selben Tag liess sich Bundesrat Maurer zitieren, er
glaube, dass sich die Stimmbevdlkerung der sicherheitspolitischen Tragweite der
Gripen-Vorlage bewusst sei. Weiterhin gab sich der Verteidigungsminister kampferisch.
Sein Engagement flr den Gripen gipfelte jedoch zwischenzeitlich in einem Fiasko, als
Maurer in der Sendung ,Rundschau™ des SRF zu einem Rundumschlag ausholte und kurz
sogar die Contenance verlor. Er enervierte sich derart Uber die Berichterstattung zum
Gripen-Kauf, dass er sich mit dem Moderator einen verbalen Schlagabtausch lieferte.
Die als einseitig kritisierte Sendung |6ste eine Rekordzahl an Beschwerden bei der
Ombudsstelle der SRG aus, die allerdings Ende Mai sémtlich abgewiesen wurden, da das
Sachgerechtigkeitsgebot nicht verletzt worden sei und das Publikum durchaus in der
Lage gewesen sei, sich eine eigene Meinung zum fraglichen Rundschau-Beitrag zu
bilden. Dennoch wurde auch die Sendung selbst kritisiert. So habe der ausgestrahlte
Bericht .die hohen Anforderungen an die Ausgewogenheit, welche im Vorfeld einer
Volksabstimmung verlangt werden, nicht erfullt.” Zudem wurde festgehalten, dass
einige der gestellten Fragen .manchmal unnoétig provokativ waren™.

Spater und mit zunehmender N&he zum Abstimmungstermin setzte der
Verteidigungsminister im Lichte des ungewissen Abstimmungsausgangs auf warnende
Worte und beschwor die Angst vor einem ungeschutzten Luftraum, ja er bediente sich
gar erpresserischer Formulierungen. ,Wenn man jetzt nicht Flieger bestellt, steht man
zehn Jahre spater ohne Luftwaffe da®, mahnte Maurer. Dass die ,F/A 18 im Krisenfall
nicht gentgen®, doppelte auch Divisionar Bernhard Mdller, stellvertretender
Kommandant der Luftwaffe, nach. Doch die Stimmbevolkerung zeigte sich in der
zweiten Welle der SRG Trendumfrage unbeeindruckt. Knapp zehn Tage vor der
Abstimmung schien der Gripen noch immer nicht abzuheben: mit 44 Prozent
Zustimmung war nach wie vor nur eine Minderheit der Befragten fur die
Kampfjetbeschaffung. Zudem zeichnete sich ab, dass tatsachlich die Kostenfrage
entscheidendes Argument werden dulrfte. Trotz der gemaéss gfs.bern bereits weit
fortgeschrittenen Meinungsbildung machten sich beide Lager zu einer Schlussoffensive
auf. Die vier Parteiprasidenten Martin Landolt (bdp, GL), Christophe Darbellay (cvp, VS),
Philipp Muller (fdp, AG) und Toni Brunner (svp, SG) - diese Parteien hatten die Ja-Parole
ausgegeben - versammelten sich in der Folge in Bern zu einer Medienorientierung, um
nochmals ihre besten Argumente vorzutragen. Der hochkaréatig besetzte Anlass wurde
kurzfristig anberaumt und zeigte die Nervositat der Parteispitzen offensichtlich. Vor
dem Bundeshaus gingen sie gemeinsam symbolisch auf einer Hebebihne ,in die Luft®.
Ein ungltcklicher Entscheid, wie sich spater herausstellen sollte. Ihre von den
Stadtberner Behdrden nicht bewilligte Aktion fihrte namlich zu einer Anzeige.

Einziger Lichtblick fur die BefUrworter war die Erfahrung, dass das Stimmvolk kaum je
eine Armeevorlage versenkt hatte. Doch auch dieser wurde am Abstimmungstag
zerschlagen. 53,4 Prozent der Stimmenden (Stimmbeteiligung: 55,5 Prozent) lehnten
das Gripen-Fondsgesetz an der Urne ab, ein Erfolg fur die linken Parteien, die
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zusammen mit der GLP die Nein-Parole beschlossen hatten und eine herbe Niederlage
fur Verteidigungsminister Maurer, der sich tUber Jahre fir neue Kampfjets eingesetzt
hatte. Er hielt fest, dass es ein Votum gegen den Gripen sei, nicht gegen die Armee und
wiederholte, dass nun kein ,Plan B™ aus der Schublade gezogen werde. Zunachst sei das
Resultat zu analysieren, erst dann wollte der Verteidigungsminister Uber neue Varianten
sprechen. Er gab jedoch auch zu bedenken, dass die Diskussion Uber neue Kampfflieger
bald wieder beginnen misse, zumal auch die F/A 18 Flieger irgendwann ersetzt werden
mussten. Die Linken sahen sich dagegen in ihren Bemuihungen gegen das teure
RuUstungsgeschaft bestatigt und auch aus dem burgerlichen Gegnerlager horte man
erleichterte Stimmen. Das Resultat zeige, dass auch viele liberale und burgerliche
Wéhlerinnen und Wahler den Gripen-Kauf ablehnten, so Roland Fischer (glp, LU). In
seinen Augen hétten sich die zwei Gegnerkomitees gelohnt. Aus der SVP wurde
hingegen konsterniert verklindet, dass man .jetzt erst recht in die Landesverteidigung
investieren misse”.

Im Nachgang an die Volksabstimmung beherrschten die Fragen um die Zukunft der
Armee und der Luftwaffe den politischen Diskurs, jedoch auch und wiederholt die
Frage, was mit den frei gewordenen ,Gripen Milliarden™ nun geschehen soll. Erntichtert
musste auch der Wirtschaftsstandort Schweiz den Volksentscheid hinnehmen. Rund
500 Vertrage mit 125 Unternehmen und einem Volumen von rund CHF 400 Mio. hatte
Saab im Vorfeld der Abstimmung mit Schweizer Unternehmen unterzeichnet - Anlagen,
die nun ungewiss waren. Der Ristungskonzern Ruag beflirchtete, rund 200 Stellen
streichen zu mussen, unter anderem von Mitarbeitern, die bereits seit langem auch an
Gripen-Konfigurationen arbeiteten.

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,33%
Ja: 1345726 (46,6%)
Nein: 1542 761(53,4%)

Parolen:

- Ja: SVP, CVP(3*), FDP, BDP, GLP; Economiesuisse, SGV, SOG, AUNS, Swissmem.
- Nein: SP, GPS, GLP (1*); SGB, VPOD, GSoA.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Gripen-Nein veranlasste Bundesrat Maurer schliesslich auch dazu, die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) zu vertagen und die Botschaft erst im Herbst zu
verabschieden. Das Reformprojekt wurde dadurch um mindestens drei Monate
verzdgert. Mit der dadurch gewonnenen Zeit sollen, unter anderem, finanzielle Fragen
neu abgesteckt werden, die durch die abgelehnte Jet-Beschaffung aufkamen.
Entscheidend war dabei, ob das Armeebudget revidiert werden musste - ein zentrales
Element der WEA.

Die allfallige Geld-Neuverteilung selbst wurde vom Verteidigungsminister
ausgeschlagen; er wollte die fur den Jet-Kauf eingeplanten Mittel fur andere
RiUstungsgeschafte einsetzen und mit CHF 790 Mio. weniger als die Halfte der
Bundeskasse zurlickgeben. Dies fuhrte zu Unstimmigkeiten innerhalb der
Landesregierung, da Finanzministerin Widmer-Schlumpf in einem Mitbericht bereits
Widerstand gegen dieses Ansinnen angekindigt hatte. Seitens der SP wurde eine ganz
neue Ausrichtung der Armee gefordert und die Gripen-Ablehnung als Chance daflr
betrachtet. Die Rickgabe der CHF 790 Mio. wurde indes von blrgerlichen Politikern
nicht goutiert. lhrer Meinung nach .gehoérte™ das Geld der Armee, gleich wie es
eingesetzt werden sollte. Es gebe ,unzahlige Mdglichkeiten, dieses Geld zu verwenden™,
so Jakob Blchler (cvp, SG), der das Thema in der SiK-NR nochmals durchdiskutiert
wissen wollte. Im selben Zeitraum gab der Ristungschef Ulrich Appenzeller seinen
Rucktritt bekannt, womit Ueli Maurer noch ein personelles Problem zu I&sen hatte.
Appenzeller gab seinen Posten wegen ,unterschiedlicher Auffassungen Uber die
Ausrichtung der Armasuisse und die Rolle des Rustungschefs™ auf.

In der Analyse der Abstimmung (Vox) wurden die ausschlaggebenden Argumente flr die
Ablehnung des Gripen ermittelt. Vor allem die Gruppe der jlngeren Stimmenden und
Frauen sowie zahlreiche Mitte-Wahlende und FDP-Anhanger waren gegen den
Flugzeug-Kauf. Ein Drittel der Befragten kritisierte die hohen Kosten dieses
RiUstungsgeschéafts und rund zehn Prozent gaben an, der Gripen sei nicht das richtige
Flugzeug flr die Schweiz. Nochmals zehn Prozent sprachen sich daflr aus, dass erst die
Rolle der Ausgestaltung der Armee geklart werden musse, bevor ein solches
RuUstungsvorhaben umgesetzt werden kénne. Ebenfalls knapp zehn Prozent lehnten den
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Gripen wegen einer grundsatzlich ablehnenden Haltung zur Armee ab. Im unterlegenen
Ja-Lager wurden Uberwiegend sicherheitspolitische  Argumente  fur den
Stimmentscheid vorgebracht. Die Politologen der Universitat Zarich hielten zudem fest,
dass im Vergleich zu anderen Abstimmungen aufféllig haufig die Kampagne und die
Informationspolitik der Gripen-Befurworter als Grund flr ein Nein genannt wurden. So
seien auch das langwierige Auswahlverfahren, wie auch die zahlreichen
Ungereimtheiten und Indiskretionen Uber die gesamte Dauer aller Verfahren hinweg
ausschlaggebend fir das Nein gewesen. *

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Am 7. Februar stimmte das Volk liber die Revision des Raumplanungsgesetzes ab,
gegen welche die GP und Umweltschutzorganisationen das Referendum ergriffen
hatten. Die drei burgerlichen Parteien FDP, CVP und SVP stellten sich auf die Seite der
Bauern und beflrworteten, dass die Landschaft ausserhalb der Bauzone intensiver
genutzt werden kann. Mit der Ja-Parole unterstitzten auch der SGV und der Vorort die
Revision. Der Ubermaéassige Schutz der Landschaft sollte in den Augen der Beflrworter
der wirtschaftlichen Initiative der Bauern nicht mehr im Wege stehen. Den Gegnern
stach hingegen die Gefahr vor einer Zersiedelung der Landschaft ins Auge. SP, Grine
und Umweltschutzverbande wehrten sich gegen die Zulassung von bodenunabhangigen
Masthallen und Hors-sol-Gewachshausern in der Landwirtschaftszone. In ihren Augen
wirden ausserdem kleinere und Bergbauernbetriebe nicht mehr konkurrenzfahig
produzieren kénnen. Entgegen der nationalen Parole schlugen sich die FDP Thurgau, Uri
und St. Gallen, die SVP Jura und die CVP Aargau auf die Seite der Gegner. Auch die
Gewerbeverbande Ziurichs und Graublndens plédierten entgegen ihrer nationalen
Organisation  fur ein  Nein. lhre Parole war allerdings nicht von
Landschaftsschutzargumenten motiviert, sondern von der  Angst vor
Konkurrenzvorteilen fur Landwirte, welchen es mit der Reform ermodglicht wirde,
nebenbei einen Gewerbebetrieb zu fihren.

An der Urne hiess das Schweizer Stimmvolk die Teilrevision mit 55,9% Ja-Stimmen gut.
Die Kantone Basel-Land, Glarus, Schaffhausen und besonders deutlich der Kanton
Appenzell  Innerrhoden  (39,7%  Ja-Stimmen)  wiesen die Vorlage ab.
Uberdurchschnittlich grosse Zustimmung erhielt die Vorlage in den Kantonen Luzern,
Zug, Freiburg, Tessin, Waadt und Wallis.

Revision des Bundesgesetzes iiber die Raumplanung (RPG)
Abstimmung vom 7. Februar 1999

Beteiligung: 38,0%
Ja: 952'482 (55,9%)
Nein: 750'130 (44,1%)

Parolen:

- Ja: FDP (3*), CVP (1*), SVP (1*), LP, FP, Lega, EDU; SBV, Vorort, SGV, Schweizerischer
Tourismus-Verband.

- Nein: SP (1*), GP, LdU, EVP, PdA, SD (1*); SGB, SGU, WWF, Pro Natura, Heimatschutz,
Baumeisterverband.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen %

Laut einer Schatzung des Bundesamtes fir Raumentwicklung (ARE) misste der Kanton
Wallis mit EinfUhrung der Rickzonungsplicht bei Weitem am meisten Bauzonenflache
reduzieren. Dementsprechend laut waren nach Verabschiedung der Revision auch die
Proteststimmen aus dem Bergkanton. Allen voran kritisierte die CVP Unterwallis die
unterstitzende Haltung der CPV Schweiz, wobei sie sogar eine Abspaltung von der
Mutterpartei in Betracht zog. Ende Juni lancierte der Gewerbeverband (SGV) das
Referendum zum RPG. Unterstitzung erhielt er zu Beginn einzig von der CVP des
Kantons Wallis. Etwas spater gesellten sich ebenfalls die FDP des Kantons Wallis, die
Junge CVP Schweiz und die SVP Schweiz dazu. Der Hauseigentimerverband (HEV),
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welcher im Vorfeld als moglicher Referendumstrager gehandelt worden war,
distanzierte sich bereits kurz vor Lancierung explizit vom Referendum und gab bekannt,
er wolle sich ganz und gar auf seine verbleibende und im September zur Abstimmung
kommende Initiative konzentrieren. Gleichzeitig zur Lancierung des Referendums
durch den SGV unternahm der Kanton Wallis Bestrebungen zur Einreichung eines
Kantonsreferendums. Wahrend letzteres aufgrund fehlender Unterstutzung durch die
restlichen Kantone nicht zu Stande kam, reichte das Komitee um den SGV im Oktober
das Referendum mit 69'277 gultigen Unterschriften ein, wovon rund 30 000 alleine aus
dem Kanton Walis stammten. Die Volksabstimmung wurde auf den 3. Mérz 2013
angesetzt. %

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Das Volk stimmte am 27. November der Arbeitsgesetzrevision und damit der generellen
Offnung der Laden in grossen Bahnhdfen und Flughifen an Sonntagen und am Abend
mit einer hauchdinnen Mehrheit von 50,6% zu. Die Vorlage, von der bloss rund 2'500
Angestellte direkt betroffen waren, war sowohl von den Gewerkschaften als auch von
den Kirchen vehement bekdmpft worden, weil diese darin einen entscheidenden
Schritt zur Aufhebung des grundséatzlich arbeitsfreien Sonntags sahen. Nach diesem
ausserst knappen Abstimmungsausgang verzichteten die CVP und eine starke
Minderheit der SVP darauf, das im Parlament aufgegleiste Projekt einer generellen
Zulassung der Sonntagsarbeit im Detailhandel weiter zu unterstitzen. Mit ihrer Hilfe
gelang es der Linken, eine entsprechende, vom Standerat bereits gutgeheissene Motion
im Nationalrat abzulehnen. %/

Elaborée sur la base d'une initiative parlementaire Luscher (plr, GE), la libéralisation
des heures d’ouverture des magasins de stations-services adoptée par le parlement en
décembre 2012 a été combattue par voie de référendum. Regroupés au sein de
« L’Alliance pour le dimanche », les opposants de la révision de la loi sur le travail
(syndicats, PS, verts, PEV, et plusieurs organisations religieuses dont la Fédération des
Eglises protestantes et la Conférence des évéques suisses) ont déposé plus de 70'000
signatures valides en avril de I'année sous revue. Comme cela fut le cas lors des
délibérations parlementaires, le projet a bénéficié du soutien des autorités fédérales,
des partis de droite (UDC, PLR, PDC, vert'libéraux et PBD) et des associations
d’employeurs et de I'économie (USAP, USAM et economiesuisse). L'analyse des
annonces publicitaires menée par I'’Année politique suisse (APS), a démontré que,
durant la campagne, les partisans ont axé leur communication sur les absurdités
bureaucratiques en vigueur. En effet, la loi sur le travail autorisait I'ouverture des
magasins concernés la nuit, mais entre 1h et bh, ceux-ci n"avaient pas le droit de vendre
des produits qui n"étaient pas immédiatement consommables. Le camp du oui a misé
sur des comparaisons concretes, par exemple en avancant que les pizzas surgelées,
contrairement aux pizzas cuites, ne pouvaient étre vendues de maniere continue.
Quant aux adversaires, ils se sont surtout opposés a la journée de travail de 24 heures
et & une dégradation des conditions de travail pour le personnel de vente. Il est a
souligner que la valeur du dimanche a été trés nettement reléguée au second plan. Cela
est sans doute attribuable au fait que la campagne des adversaires a été orchestrée par
les syndicats et non par les organisations religieuses. Le 22 septembre, la révision de la
loi sur le travail a été acceptée par 55,8% des votants, confirmant ainsi les résultats des
sondages publiés au cours de la campagne. Au niveau des régions linguistiques,
|"approbation s’est avérée étre plus élevée au Tessin (63.6%) qu’en Suisse alémanique
(56.8%) et surtout qu’en Suisse romande (50.9%). De maniere générale, les habitants
des communes urbaines et d’agglomérations ont été plus favorables a la libéralisation
que les résidents de communes rurales.

Votation du 22 septembre 2013
Participation: 45,8%

Oui: 1'324'530 (55,8%)
Non: 1'049'602 (44,2%)
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Consignes de vote:
- Oui: UDC, PLR, PDC, PVL, PBD, UPS, eco, USAM, USP
.= Non: PSS, Verts, PEV, PCS, USS, Travs.

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Gleich wie die FDP, die mit ihrer Forderung nach einem Arbeitsverbot, nach einer
weniger differenzierten Behandlung von kriminellen Asylbewerbern und nach einer
Verstarkung der Grenzbewachung Positionen der SVP Ubernahm, wollte auch die CVP
im Abstimmungsjahr das politisch brisante Thema des Vollzugs im Asylbereich nicht
einfach kampflos der SVP Uberlassen. Ihre Fraktion reichte eine Motion ein, die den
Bundesrat beauftragen wollte, Massnahmen zur Verringerung der schweizerischen
Aufnahmestandards zu ergreifen. Konkret hiess das: kein Zugang zum Arbeitsmarkt und
kollektive Unterbringung in Grenzndhe fiir illegal Eingereiste, verstarkte
GrenzUberwachung sowie Familienzusammenfihrung nur im engsten Kreis (Ehegatten,
Kinder, Eltern). Anvisiert waren klar die Flichtlinge aus dem Balkan. Als Korrelat zu
diesen Drehungen an der Repressionsschraube verlangte die CVP, dass die Hilfe im
Krisengebiet mit einem Sonderkredit von 100 Mio Fr. massiv verstarkt wird. In der
Wintersession wurde auf Antrag des Bundesrates, der vorrechnete, dass der Bund unter
verschiedenen Titeln bereits an die 100 Mio Fr. zur Hilfe vor Ort eingesetzt oder
gesprochen habe, dieser Punkt der Motion abgelehnt, ebenso die grenznahe
Internierung, da Personen, welche illegal in die Schweiz einreisen, entweder an den
Nachbarstaat, aus dem sie eingereist sind, Uberstellt oder aber in das regulare
Asylverfahren aufgenommen werden, weshalb sich diese Massnahme erlbrige. Die
restlichen Punkte der Motion wurden als erfullt abgeschrieben. #

Auf der Seite der Beflirworter machten sich vor allem die SVP, die FDP und die CVP fir
ein Ja zu den beiden Vorlagen stark. Allerdings fihrten die drei Bundesratsparteien
getrennte Kampagnen und setzten eigene Akzente. Die FDP und die CVP distanzierten
sich dabei von der aggressiven Rhetorik der SVP. %

Asylgesetz. Teilrevision
Abstimmung vom 24. September 2006

Beteiligung: 48,9%
Ja: 1598 399 (67,8%)
Nein: 760 787 (32,2%)

Parolen:

Ja: CVP (6*), FDP (1*), SVP, LP, SD, EDU, FPS, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV.

Nein: SP, EVP, CSP, PdA, GP; SGB, Travail.Suisse, ev. und kath. Landeskirchen,
Hilfswerke, Schweizerische Fluchtlingshilfe.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Auslander (AuG)
Abstimmung vom 24. September 2006

Beteiligung: 48,9%
Ja: 1602134 (68,0%)
Nein: 755 119 (32,0%)

Parolen: Ja: CVP (6*), FDP (1*), SVP, LP, SD, EDU, FPS, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SP, EVP (1*), CSP, PdA, GP; SGB, Travail.Suisse, ev. und kath. Landeskirchen,
Hilfswerke, Schweizerische Fluchtlingshilfe.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen
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Zu den politischen Unruhen in Nordafrika und den arabischen Ladndern des Nahen
Ostens flhrte der Nationalrat im Méarz eine dringliche Debatte, welche die Parteien in
erster Linie fur Schuldzuweisungen nutzten. Wéhrend die Linke die burgerliche
Parteien der jahrelangen Billigung der Zusammenarbeit mit nordafrikanischen
Autokraten beschuldigte, so beispielsweise im Bereich von Waffenlieferungen, warfen
CVP, FDP und SVP dem Bund und den linken Parteien migrationspolitisches Versagen
vor. Da die dringliche Debatte priméar aus Interpellationen bestand, wurden keine
verbindlichen BeschlUsse gefasst. Bereits Mitte Marz begann der Bund, sich auf einen
moglichen massiven Anstieg der Asylgesuche vorzubereiten, indem die Mdglichkeiten
zur Unterbringung der Asylsuchenden in Zusammenarbeit mit dem VBS und den
Kantonen eruiert wurden. Um in Zukunft auf ausserordentliche Situationen wie
diejenige in Nordafrika besser vorbereitet zu sein, beschloss die Vorsteherin des EJPD
im Mai, einen Sonderstab Asyl zu schaffen sowie ein Notfallkonzept erstellen zu
lassen. *°

In dieser ausserordentlichen Session Uberwies der Nationalrat eine Motion der
CVP/EVP/glp-Fraktion zur effektiveren Bekdmpfung der Auslénderkriminalitat. Das
Begehren umfasste insgesamt acht Forderungen zur Anpassung des Asylgesetzes und
bezog sich auch auf die Zusammenarbeit zwischen Kantonen und dem Bund. So sollen
erstere die Kosten flir samtliche Inhaftierungsfalle vom Bund erstattet erhalten - also
sowohl fir die Vorbereitungs-, Durchsetzungs- und Ausschaffungshaft als auch fur
Haftfélle im Dublin-Bereich. Im Gegensatz dazu soll der kantonale Vollzug
vereinheitlicht und durch den Bund verstérkt kontrolliert werden. Ebenfalls enthielt die
Motion die Forderungen nach verklrzten Rekursverfahren im Asylprozess, verstarkten
Personalkontrollen im Grenzbereich und der Foérderung des Haftvollzugs im
Herkunftsstaat. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, insbesondere
kénnten die Probleme im Vollzugsbereich nicht durch eine Erhéhung der
Fallpauschalen durch den Bund gelost werden. Der Nationalrat nahm die Motion
dennoch mit 97 zu 85 Stimmen an. Nebst der fur die Motion verantwortlichen Fraktion
stimmten die BDP- und die SVP-Fraktion sowie einige FDP-Nationalrate dem Anliegen
ZU. 31

Le Conseil des Etats a suivi le Conseil national en acceptant la motion « Lutter contre la
criminalité étrangére » déposée par le groupe PDC, PEV, PVL. Le groupe souhaite que
le Conseil fédéral propose une modification de la loi sur I'asile sur les points suivants.
Premierement, les frais de détention en matiere d’asile doivent étre intégralement
remboursés aux cantons. En contrepartie, les cantons devront s’assurer que les renvois
soient exécutés, et ceci dans les délais. Deuxiemement, le groupe demande également
une harmonisation des pratiques cantonales concernant la loi sur les étrangers et sur
|"asile, une incitation a effectuer les éventuelles peines dans les pays d’origine et
finalement un meilleur controle aux frontieres suisses. Un dernier point demande que
les procédures de recours durent un an au maximum. Cette derniere mesure a été
intensément discutée, car elle mettrait en péril I'indépendance des autorités
judiciaires. Malgré les mises en garde, le Conseil des Etats a accepté la motion par
20 voix contre 15. %2

La motion déposée par le groupe pdc lors de la session extraordinaire sur l'asile
réclame de la part du Conseil fédéral une stratégie globale en matiére de politique
d'asile. C'est la députée Ruth Humbel (pdc, AG) qui s'est faite porte-parole du groupe.
La motion exige la constitution d'un groupe de travail, réunissant les chefs du DFJP,
DFF, DDPSet DFAE ainsi qu'un représentant des gouvernements cantonaux et un
représentant des communes. Le groupe serait chargé d'élaborer une stratégie en
matiere d'asile, qui prendrait en compte les événements actuels ainsi que les
possibilités de coopération aux niveaux suisse et européen. Le Conseil fédéral s'est
prononcé contre la motion, estimant que les mesures actuellement prises
correspondaient en grande partie aux revendications du groupe PDC, notamment au
travers de I'existence de I'état-major "situation de I'asile 2015", qui réunit le SEM, le
DDPS, le corps des gardes-frontieres, les cantons et les directrices et directeurs des
départements cantonaux de justice et police et des affaires sociales. Le Conseil fédéral
s'engage en outre en faveur d'une réponse européenne a la situation migratoire
européenne, en faisant partie de deux programmes de relocalisation de personnes a
protéger. Le Conseil national a suivi 'avis des sept sages en refusant la motion par 162
voix contre 29 et une abstention. %

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20

24



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 29.09.2006
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 26.11.2006
MARIANNE BENTELI

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Familienpolitik

Fur die Harmonisierung der Familienzulagen sprachen sich die SP, die GP und die
ibrigen linken Parteien, die CVP, die EVP, die EDU, die SD sowie die Gewerkschaften
aus. Sie begrussten die nationale Harmonisierung und den verbindlichen Minimalsatz,
der fur die meisten Kantone eine Erhéhung der Leistungen bedeutet. Sie waren der
Ansicht, durch die Vorlage konne die finanzielle Lage vieler Familien verbessert und
Ungerechtigkeiten wegen unterschiedlichen Regelungen zwischen den Kantonen
vermindert werden. **

Mit einem Ja-Stimmenanteil von 68% hiess das Volk am 26. November die
Harmonisierung der Familienzulagen klar gut. Das Gesetz wurde einzig in Appenzell
Innerrhoden mit 54,4% abgelehnt. Am gréssten war die Zustimmung mit 83,7% im
Kanton Jura. Es ist dies jener Kanton, in dem die Familien vom neuen Gesetz am
meisten profitieren werden, weil dort die Kinderzulagen am tiefsten waren. Auch die
Kantone Neuenburg, Waadt und Bern, deren Zulagen ebenfalls deutlich unter dem
kiinftigen Minimum lagen, stimmten der Harmonisierung mit Mehrheiten von tber 70%
zu. Mit Ausnahme von Genf lagen die durchschnittlichen Ja-Stimmenanteile in den
Kantonen der Westschweiz und im Tessin héher als in der Deutschschweiz.

Abstimmung vom 26. November 2006

Beteiligung: 45,0%
Ja: 1480796 (68,0%)
Nein: 697 415 (32,0%)

Parolen: Ja: CVP, SP, EVP, CSP, PdA, PSA, GPS, SD, EDU, Lega; SBV, SGB, Travail.Suisse.
Nein: FDP (4*), SVP, LP, FPS; Economiesuisse, SGV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen *°

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Parteiensystem

Unter dem  Schlagwort Innere Sicherheit forderten die burgerlichen
Regierungsparteien eine verstarkte direkte Bekampfung der Kriminalitdt und die
Prévention von Gewaltverbrechen. Mit der Wahl dieses Themas sollte nicht zuletzt
auch die Attraktivitat der biirgerlichen Parteien gegentber den ganz rechts stehenden
populistischen Parteien erhoht werden. Ausserdem wurde damit auch ein Schwerpunkt
fur die Kampagnen zu verschiedenen anstehenden kantonalen und kommunalen Wahlen
gesetzt. %

Grosse Parteien

Bei der Ausarbeitung des neuen Parteiprogramms der CVP, das den Titel «Zukunft fiir
alle» tragt, versuchte die Programmkommission unter der Leitung von Sténderat
Cottier (FR) einerseits, die Positionen der verschiedenen Fllgel innerhalb der Partei auf
einen Nenner zu bringen, andererseits aber auch die Attraktivitat der schon seit Jahren
an einer starken Erosion leidenden Partei durch eine Anpassung an neue soziale
Gegebenheiten zu erhdhen. So wurde die Umschreibung der Familie als ein tragendes
Fundament unserer Gesellschaft, welche noch im Programm von 1987 eine zentrale
Stellung innehatte, durch eine Formulierung, die auch andere Gemeinschaftsformen als
diejenige der traditionellen Familie beflrwortet, ersetzt. Wahrend das «Solothurner
Programm» von 1987 als Schwerpunkt die drohende Umweltzerstérung thematisiert
hatte, ist das neue Programm weitgehend durch bestimmte Bereiche der
internationalen Politik gepragt: Einerseits forderte die CVP im Rahmen der
europaischen Integrationspolitik den Bundesrat auf, nach dem Abschluss der EWR-
Verhandlungen ein EG-Beitrittsgesuch zu stellen. Andererseits soll die Sicherheits- und
Neutralitatspolitik im veranderten europaischen Umfeld neu definiert werden; ebenso
sollen Lésungsansatze in der Migrations- und Asylproblematik durch ein striktes
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Ausfuhrverbot von Kriegsmaterial gesucht werden. Die innenpolitischen Schwerpunkte
im Programm betrafen die Landwirtschafts- und Umweltpolitik, die Gentechnologie, die
Gleichstellung von Mann und Frau sowie einzelne Problembereiche aus der
Sozialpolitik. Die Delegiertenversammlung vom 4. Mai in Weinfelden (TG)
verabschiedete das Programm; in der Asylpolitik verlangten die Delegierten zudem eine
Straffung des Verfahrens, lehnten jedoch einen Vorstoss der zircherischen CVP fur
eine Beschrankung der Asylbewerberzahl auf 25'000 deutlich ab. Die Forderung nach
einem Europa der Regionen bildete den Schwerpunkt am Parteitag in Basel. *

Nach der FDP und der SVP setzte auch die CVP einen Schwerpunkt in ihrer Politik auf
die innere Sicherheit. Die Delegiertenversammlung hiess Ende Oktober ein
Thesenpapier gut, welches unter anderem Massnahmen in den Bereichen Strafnormen
gegen das organisierte Verbrechen, Zwangsmassnahmen gegen kriminelle Auslander
sowie praventive Massnahmen zur Erhéhung der Sicherheit vorsieht. %

Eine langer dauernde Polemik zwischen CVP und FDP entstand, nachdem freisinnige
Politiker vorgeschlagen hatten, mit einem dringlichen Bundesbeschluss gegen
kriminelle Asylbewerber vorzugehen. Vergeblich versuchte daraufhin Bundesrat Koller
darauf hinzuweisen, dass Instrumente zur Eindémmung des Drogenhandels durch
Asylbewerber bereits bestehen oder in Vorbereitung sind. Die CVP konterte mit dem
Argument, die Freisinnigen wulrden sich bloss mittels aufsehenerregender
Forderungen, welche im (Ubrigen internationale Rechtsvereinbarungen verletzten
wirden, auf Kosten der CVP und ihres Bundesrats profilieren.

Neben der Drogen- und Asylpolitik machten die Freisinnigen ebenso wie die Ubrigen
blrgerlichen Parteien die innere Sicherheit zu einem wichtigen Thema; sie publizierten
dazu ein umfassendes Thesenpapier. *

Trotz den BemuUhungen um ein klares Profil zerfiel die CVP bei der Abstimmung Uber
das revidierte Arbeitsgesetz - der als Kraftprobe zwischen Unternehmerinteressen und
Arbeitnehmerschutz eine hohe symbolische Bedeutung zukam - in zwei Lager. Wahrend
der wirtschaftsnahe Fllgel das Gesetz unterstltzte, stiess es beim christlichsozialen
Fligel, bei den CVP-Frauen und bei vielen welschen Delegierten auf Opposition.
Umstritten war dabei insbesondere auch die Sonntagsarbeit, welche als
familienfeindlich taxiert wurde. Mit 120 zu 82 Stimmen beschlossen die Delegierten
schliesslich die Nein-Parole und setzten sich damit der harschen Kritik der anderen
burgerlichen Parteien aus. *°

In einem Positionspapier zur Asylplattform formulierte die CVP ihre asylpolitische
Grundhaltung. In Bezug auf die aktuelle Lage sprach sie sich flr eine voriibergehende
Aufnahme der Kosovo-Fliichtlinge sowie flir einen Armeeinsatz zur Unterstiitzung des
Grenzwachtkorps und zur Fliichtlingsbetreuung aus. Als eigentliches Fundament der
Asylplattform betrachtete sie die Verwirklichung des vom Parlament verabschiedeten
Asylgesetzes sowie den dringlichen Beschluss Uber Massnahmen im Asyl- und
Ausléanderrecht.

Auf aussenpolitischer Ebene stand fur die CVP eine moglichst rasche Integration der
Schweiz in die européischen Harmonisierungsbestrebungen im Asylbereich sowie die
vollumfangliche Mitwirkung an friedensunterstitzenden Massnahmen der UNO und der
OSZE im Zentrum. *

Gespalten war die CVP bei der Asylpolitik. Vor der Asyldebatte in der Sommersession
hatten sich einige CVP-Nationalrate unter Fihrung des Zugers Gerhard Pfister fur eine
Streichung der Sozialhilfe fur Asylbewerber ausgesprochen. Nur noch Nothilfe soll
gewahrt werden. Prasident Darbellay befand, dies sei mit der humanitaren Tradition der
Partei nicht kompatibel. Letztlich verhalfen aber die CVP-Parlamentarier der
verscharften Asylgesetzrevision zum Durchbruch. Nicht nur der Idee von Not- statt
Sozialhilfe, sondern auch den gesonderten Zentren fur renitente Asylsuchende, der
Abschaffung von Dienstverweigerung als Asylgrund und der Streichung der Moglichkeit,
bei Botschaften Asylgesuche zu stellen, verschafften die CVP-Rate zu einer knappen
Mehrheit. Damit wurde die Parteispitze - auch Fraktionsprasident Schwaller sprach sich
gegen die Neuerung aus - in der Asylpolitik desavouiert. **
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Wie bereits im Vorjahr war die Asylpolitik auch im Berichtjahr Anlass flr parteiinterne
Differenzen. Fur die am 9. Juni zur Abstimmung stehende Revision des Asylgesetzes
hatten die Delegierten mit 146 zu 28 Stimmen zwar die Ja-Parole gefasst, die CVP-
Frauen empfahlen allerdings ein Nein. Zudem engagierten sich einige CVP-
Exponentinnen und Exponenten - darunter etwa die Standeréatin Anne Seydoux (JU) und
die Nationalrate Jacques Neirynck (VD) und Barbara Schmid-Federer (ZH) - in einem
»Grundwerte-Apell® flir mehr Augenmass und Fairness im Asylbereich. In der Zeitung
~Blick™ war von der ,CVP-Linken™ die Rede, die ,Darbellays Rechtsdrall stoppen™ wolle.
Die CVP Waadt drohte gar mit einem Austritt aus der Mutterpartei, sollte der
Rechtsrutsch innerhalb der Partei noch weiter gehen. Nur kurz nach dem Urnengang im
Juni, an dem die Revision angenommen wurde, prasentierte die CVP ein aktualisiertes
Positionspapier, in dem neben der Gleichbehandlung der Flichtlinge bei der
Arbeitsvermittlung, weiteren Bundeszentren und unentgeltlichem Rechtsschutz fur
Asylsuchende auch eine Erteilung ordentlicher, jahrlich zu prifender
Aufenthaltsbewilligungen gefordert wurden. Mit der Schaffung von 3 000 Stellen bei
den Kantonalpolizeien und weniger Hurden flUr bedingte Strafen solle der
Kriminaltourismus besser bekdmpft werden. Die in Vorgangerpapieren geforderte DNA-
Datenbank oder die Eingrenzung der Aufenthaltsorte fir Personen mit negativem
Asylentscheid fanden sich im neuen Papier nicht mehr. *

In einem Mitte August veroffentlichten Positionspapier zur Sicherheitspolitik empfahl
die CVP vier konkrete Massnahmen, die teilweise bereits im Rahmen der Asylpolitik
gefordert worden waren. Das Strafrecht musse durch eine Senkung der Hirden fir
unbedingte Strafen und die Einflhrung von Schnellverfahren wieder eine
abschreckende Wirkung bekommen. Gewahrsamshaft soll nicht nur flir 24, sondern fur
72 Stunden moglich sein. Darlber hinaus sollen eine gesetzlich gestltzte Ausweitung
der Abhér- und Uberwachungsméglichkeiten und eine Vereinfachung der
Internetfahndung gegen die Cyberkriminalitat eingesetzt werden. Kriminaltourismus soll
mit besserer Videolberwachung an der Grenze eingeddmmt und das Sicherheitsgefthl
der Bevdlkerung durch sichtbarere Polizeipréasenz erhoht werden. Die CVP forderte
deshalb die personelle Aufstockung von Polizei und Grenzschutz um mindestens 3 000
Personen. Der schleichenden Privatisierung der Sicherheit in der Schweiz mdisse
hingegen ein Riegel geschoben werden. *

Anfang Mai 2015 stellte die CVP ihre Position zur Asylpolitik vor. In einem 11-Punkte-
Plan zeigte sich die Partei auf einer Linie mit der Landesregierung. Allerdings forderten
die Christlichdemokraten den Bundesrat auf, Flichtlingspolitik in Kooperation mit
anderen internationalen Partnern starker vor Ort, also in der Néahe der Konfliktherde, zu
betreiben. Abgelehnt wurde eine Forderung von Links-Grun, das Botschaftsasyl wieder
einzufihren. *°

Rund 800 Parteimitglieder nahmen Ende August 2015 am CVP-Sommerparteitag in Le
Chable (VS) teil und verabschiedeten ein Zukunfts-Manifest. Die extremistische Politik
von links und rechts bringe Wohlstand und Sicherheit in der Schweiz in Gefahr, so
Parteiprasident Darbellay zum Auftakt. Es gelte, den Standort Schweiz zu sichern. Dies
sei nur dank Innovationsférderung - hier forderte die CVP einen Zukunftsfonds - und
einer starken Flichtlings- und Asylpolitik moglich, wobei - dies wurde von Bundesréatin
Doris Leuthard betont - vor allem eine verstarkte Hilfe vor Ort angestrebt werden
musse. Weitere zentrale Forderung des Manifests ist die Regelung des Verhéltnisses der
Schweiz mit der EU. Diese Absicht wurde am Parteitag auch durch zwei Gaste
unterstrichen. Der franzosische Prasident der Europaischen Volkspartei, Joseph Daul,
sowie der amtierende Aussenminister Osterreichs, Sebastian Kurz, beehrten die
Christlichdemokraten im Wallis. *¢
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